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Eine Reviſſon.
Von Roſa Luxemburg.

Die Bedeutung der angenommenen Reichsverſicherungsord
nung iſt durch ihre unmittelbare Einwirkung auf die ſoziale
Lage der Arbeiterſchaft keineswegs erſchöpft. Sie iſt auch ge-
eignet und berufen, die geſamte politiſche Situation zu be-
leuchten und namentlich das Schlagwort vom „ſchwarzblauen
Block“, das unſer politiſches Leben in den letzten Jahren be
herrſchte, einer Reviſion zu unterziehen.

Der ſchwarzblaue Block war eine Schöpfung der Partei-
kämpfe auf dem Boden der Finanzreform, der Steuerfragen.
Allein die Steuerfragen ſind kein ausreichender unzwei-
deutiger Prüfſtein für die Klaſſenphyſiognomie der bürger-
lichen Parteien. Die Steuerlaſt eines modernen Großſtaates
trifft ganz empfindlich nicht bloß das Proletariat, ſondern auch
die mittlere Bourgeoiſie und das Kleinbürgertum in Stadt und
Land. Ja, nichts iſt ſo geeignet, den zahmſten Philiſter in
Harniſch zu bringen, als wenn ihm „Vater Staat“ mit ſeinen
langen Fingern zu tief in die Taſche greift. Bei den franzö
ſiſchen „Radikalen“, der typiſchen Partei des Kleinbürgertums,
war neben der Trennung der Kirche vom Staate namentlich die
Einkommenſteuer jahrzehntelang das Paradepferd des Pro
gramms und das Steckenpferd des „Miniſterſtürzers“ Clemen-
ceau. Jn Deutſchland iſt freilich der ſchwere Schritt des Mili
tarismus zermalmend über die weichen Knochen unſerer Libe-
ralen hinweggegangen, und ſchon das Bismarckſche Regime hat
ſie im Mißbrauch indirekter Steuern korrumpiert, das Ge-
wiſſen in ihnen erſtickt. Wenn ſie bei der Finanzreform für
den leichten Puff auf die Taſchen der Beſitzenden in Geſtalt
einer kümmerlichen Erbſchaftsſteuer waren, ſo
freilich nur, um vor der Wählermaſſe ein Feigenblatt für die
400 Millionen Mark indirekte Steuern zu haben. Jmmerhin
war dieſe Rückſicht auf die Steuerempfindlichkeit der Wähler
ſtark genug, daß ſich die Liberalen um dieſes Feigenblatts
willen ihre kurze Regierungsherrlichkeit von konſervativen
Gnaden haben koſten laſſen.

Ganz anders klar und unzweideutig zeigen die Fragen der
ſozialen Geſetzgebung die politiſche Scheidung auf. Hier, wo
es ſich um den Schutz für Leben und Geſundheit, um Exiſtenz-
bedingungen der Proletarier handelt, um den Schutz der Aus-
gebeuteten vor den vernichtendſten Folgen der kapitaliſtiſchen
Ausbeutung, hier greifen die Fragen direkt in die Klaſſenver
hältniſſe ein, ſie berühren das Wohl und Wehe der Arbeiter
als einer beſonderen Geſellſchaftsſchicht, die ihre Knochen unter
die erbarmungsloſe Walze der kapitaliſtiſchen Profitmacherei
zu tragen gezwungen iſt, ſie legen den Finger in die Wunde
der ſozialen Frage. Bei der Reichsverſicherungsordnung ſind
alle Nebenrückſichten vor dem nackten Ausbeuterintereſſe ver
ſtummt, hier ſprach nur der elementare Haß der bürgerlichen
Klaſſen gegen die aufſtrebende Arbeiterklaſſe, und er hat glück-
lich alle Parteien von der äußerſten Rechten bis zur äußerſten
Linken, mit Einſchluß von 24 „Fortſchrittlern“, zu einer
Phalanx vereinigt. Der ſchwarz-blaue Block iſt damit von der
öffentlichen Bühne abgetreten, er hat ſich bei der Reichsver-
ſicherungsordnung in einem größeren Lager aufgelöſt, das
Blockbrüder mit Blockgegnern gegen die Arbeiterſchaft zu-
ſammengeſchloſſen hat, die feindlichen Lager aus den Zeiten
der Steuerkämpfe haben ſich in einer höheren Einheit ver-
ſchmolzen: in dem Herrſchaftsintereſſe der Ausbeuterſippe
gegen das ausgebeutete Proletariat. An Stelle der Finanz-
reform iſt ſomit in den Vordergrund der politiſchen Bühne die
Reichsverſicherungsordnung getreten und dieſe iſt es, nicht
jene, die das Stichwort für die kommenden Reichstagswahlen
abgeben muß, die namentlich für die Wahlagitation der
Sozialdemokratie maßgebend iſt.

Nicht als ob die geſtrigen Sünden der Finanzreform ver-
geſſen oder in den Schatten geſtellt werden ſollten. Jm Gegen-
teil, die Finanzreform als ein volksfeindlicher Raubzug der
junkerlichen und pfäffiſchen Mehrheit muß naturgemäß eine
der hervorragendſten Stellen in unſerer Agitation einnehmen.
Aber ſie iſt nicht mehr geeignet, zur Kennzeichnung der poli-
tiſchen Situation im ganzen zu dienen. Die Reichsverſiche-
rungsordnung hat eine weſentliche Korrektur daran vollzogen,
ſie hat den durch vorübergehende Nebeneinflüſſe in Verwirrung
geratenen Kompaß der politiſchen Lage richtig geſtellt, an
Stelle einer parlamentariſchen Konſtellation die ſoziale
Klaſſenſcheidung, an Stelle des ſchwarz-blauen Blocks die „Eine
reaktionäre Maſſe“ von Heydebrand bis Naumann geſetzt.
Wenn es ſchon früher grundverkehrt war, das Schlagwort
„gegen den ſchwarzblauen Block“ zur Loſung der ſozialdemo-
kratiſchen Wahltaktik etwa machen zu wollen, ſo wäre dies
heute einer Jgnorierung der Reichsverſicherungsordnung gleich,
es hieße dies, unſere Wahlſchlacht nach den eingefrorenen
Trompetentönen aus den Zeiten der Finanzreform richten, ſie
nach einer Situation orientieren zu wollen, die nicht mehr vor
handen iſt. Noch mehr. Während die Liberalen das Stichwort
„Gegen den ſchwarzblauen Block“ zur Richtlinie ihrer Wahl-
'agitation jetzt um ſo lärmender machen werden als es in
ihrem dringenden Jntereſſe liegt, die Aufmerkſamkeit der
proletariſchen Wähler möglichſt von ihren ſchmachvollen
Helfersdienſten an die Reaktion bei der Reichsverſicherung ab
zulenken, wird es umgekehrt zur Pflicht und zum Unter
ſcheidungsmerkmal der ſozialdemokratiſchen Agitation, allen
liberalen wie klerikalen Vertuſchungs- und Ablenkungsver-
ſuchen zum Trotz die Reichsverſicherungsordnung in den

eſchah dies

Vordergrund zu ſchieben. Wenn es noch Optimiſten geben
konnte, die die eine reaktionäre Maſſe für ein theoretiſches
Schema hielten, über das man ſtreiten kann, ſo hat dieſes
„Schema“ heute in einem friſchen Geſetzgebungsakt brutalen
Ausdruck gefunden, auf dem die Druckerſchwärze kaum
trocken iſt.

Die Situation der Hottentottenwahlen kehrt ſomit bei der
nächſten Reichstagswahl wieder, mit der äußerſt wichtigen

Aenderung, daß diesmal auch das Zentrum in ſeiner natür-
lichen Rolle als Regierungspartei auftritt und keine Oppo-
ſitionskomödie aufführen kann. Ja, gerade dem Zentrum
gegenüber gibt uns die Reichsverſicherungsordnung eine vor
treffliche Waffe, um die Jeſuitenpartei als blutige Feindin der
Arbeiterklaſſe vor ihren eigenen proletariſchen Anhängern zu
entlarven. Hat doch das Zentrum hier für eine Vorlage ge-
ſtimmt, die von den chriſtlichen Gewerkſchaften ſelbſt auf ihrem
Kongreß in Köln im Jahre 1909 mit den ſchärfſten Worten
als ein Attentat auf die Rechte der Arbeiter gebrandmarkt
worden iſt, das um jeden Preis zum Scheitern gebracht werden
müſſe.

Wenn man von unſerer Wahltaktik ſpricht, ſo iſt darunter
natürlich in erſter Linie der Zuſchnitt unſerer Agitation bei
den Wahlen und nicht etwa unſer Verhalten bei den Stich-
wahlen gemeint. Daß wir dort, wo die Entſcheidung von uns
abhängt, für das geringere Uebel eintreten, iſt ſo ſelbſtverſtänd
lich, daß dieſe Frage etwa zur Diskuſſion ſtellen wollen ſo viel
hieße, wie offene Türen einrennen und von der eigentlichen
Frage ablenken. Allerdings wird auch die Entſcheidung über
dies „geringere Uebel“ für die Sozialdemokratie immer ſchwie-
riger. Bebel hat ſich in ſeiner Hamburger Rede von Ende
März laut Bericht im Vorwärts folgendermaßen ge
äußert:

Bei den Stichwahlen ſind unſere Anſprüche an die bürger
lichen Kandidaten, die wir unterſtützen wollen, notgedrungen
immer beſcheidener geworden, weil die bürgerliche Oppo-
ſition immer un zuverläſſiger geworden iſt. Es gibt heute
keine bürgerliche Partei mehr, die in beſtimmten Fragen ſo
wie früher mit uns übereinſtimmt. Aber als mindeſtes
müſſen wir verlangen, daß ein Kandidat, der unſere
Stimmen in der Stichwahl haben will, uns feſt verſpricht,
erſtens für Aufrechterhaltung des Reichstagswahlrechts,
zweitens gegen jede Beſchränkung des Vereins- und Verſamm-
lungsrechts, drittens gegen jedes Ausnahmegeſetz, das ſich
gegen die Arbeiterklaſſe richten könnte, eintritt. Tut er das
nicht, ſo ſind wir für ihn nicht zu haben.

Befolgt man dieſe Regel, dann entſteht jetzt eine große
Frage gegenüber der Mehrzahl der jetzigen fortſchrittlichen Ab
geordneten, die teils paſſiv, teils aktiv für das ſchlimmſte Aus
nahmegeſetz gegen die Arbeiterklaſſe eingetreten ſind, haben
doch von den 48 Mann nur 10 gegen die Reichsverſicherungs-
ordnung, 24 für ſie geſtimmt, während ſich 14 um die Abſtim-
mung gedrückt haben. Doch iſt die Hauptſache nicht die Ent-
ſcheidung bei den Stichwahlen, die in jedem einzelnen Fall von
unſeren Genoſſen genau geprüft wird, ſondern es iſt der
Charakter der Agitation, die wir in der Preſſe, in Flugblättern
und in Verſammlungen treiben ob bei der Haupt- oder bei
der Stichwahl, ob in Kreiſen, wo die Liberalen unſere Haupt-
gegner, oder dort, wo ſie zwiſchen uns und den Rechtsparteien
den Ausſchlag geben. Jede Schonung der Liberalen wäre auch
rein parlamentariſch ein Fehler. Je ſchärfer und rückſichts-
loſer wir ſie kritiſieren, um ſo mehr Sympathie und Zuſtim-
mung erwerben wir bei den ſpärlichen wirklich fortſchrittlichen
Elementen des Bürgertums, denen die Sünden ihrer eigenen
Partei zornige Röte ins Geſicht jagen. Die prinzipientreue
Politik wird auch hier die einzig praktiſche ſein. Die übrigen
Elemente des Liberalismus aber, die vom Krebs der Reaktion
zerfreſſenen, gewinnen wir nicht durch noch ſo diplomatiſche
Schonung. Die maßgebenden Fortſchrittler vernichten ſelbſt
nach Kräften alle Jlluſionen. Sagte doch z. B. der Abg. Eick-
hoff in ſeiner Wählerverſammlung vom 17. Oktober in Rem-
ſcheid ganz offen:

Unvergeßlich ſind mir und ſicher auch Jhnen allen die Tage
der Reichstagswahl von 1907. Die liberalen Parteien bil-
deten damals mit den Anhängern der freikonſervativen
Partei eine große Schlachtlinie, und als dann in der Stich-
wahl die anderen bürgerlichen Parteien vergeſſend, was
uns trennte uns ihre Hilfe liehen, da brachten wir dem
gemeinſamen Gegner eine Niederlage bei, ſo vernichtend, wie
ſie die Sozialdemokratie in unſerm Wahlkreiſe noch nicht
erlebt hatte Nun, meine Herren, möge denn dieſe Wahl
von 1907 uns allen ein Vorbild ſein!

Und dieſem Eickhoff, der ſich in ſeinem Wahlkreis von den
eigenen Parteifreunden jede Agitation gegen die Konſer-
vativen verbeten hatte, iſt auf dem jüngſten Parteitag der fort
ſchrittlichen Volkspartei für Rheinland von den Kopſch und
Wiemer, gegen die Klagen einiger Freiſinnigen mit mehr
Schamgefühl, Recht gegeben worden.

Es iſt dies keine vereinzelte oder zufällige Erſcheinung. Ein
tiefgreifender reaktionärer Zug geht gegenwärtig durch das
geſamte Bürgertum, ein Zug, deſſen reißende Fortſchritte man
ſozuſagen mit den Händen greifen, im Verlauf von wenigen
Monaten wahrnehmen kann. Die Nachwahlen des letzten
Jahres hatten den radikaleren Freiſinnsblättern einigen An
laß zum Jubeln über den „Ruck der Wähler nach links“ ge
geben. Seitdem welche Erlebniſſel Die Nachwahl in Gießen-
Nidda im März, die Bürgermeiſterwahl in Stuttgart im Mai,

das ſind zwei derbe Fauſtſchläge ins Geſicht aller Träumer

von dem liberalen Frühling unſeres Bürgertums. Aber auch
dieſe zwei aufeinanderfolgenden Fälle bilden noch unter ſich
eine intereſſante Skala in dem reaktionären Abrutſch des Frei-
ſinns. Bei der Gießener Wahl iſt der Sieg der Reaktion durch
die Fahnenflucht der Liberalen verurſacht worden, die bei der
Stichwahl, entgegen der einſtimmigen Aufforderung der Ver
trauensmänner der fortſchrittlichen Volkspartei, um die Wette
mit den Nationalliberalen, dem Antiſemiten ihre Stimmen
gaben, um einen Sozialdemokraten zur Strecke zu bringen.
Zwei Monate ſpäter, bei der Stuttgarter Wahl, ſollte es noch
beſſer kommen: hier haben die Volksparteiler nicht erſt den
Sozialdemokraten, ſondern direkt ihren eigenen Parteikandi-
daten verraten, indem ſie gleich im erſten Wahlgang ins reak-
tionäre Lager überliefen! Die freiſinnigen Wähler folgen
alſo ihren eigenen Parteileitungen nicht, die Maſſe des Bürger
tums iſt noch viel reaktionärer als ihre offizielle Partei, ebenſo
wie die Partei in Wirklichkeit reaktionärer iſt als ihre Preſſe.
Es iſt dies ein umgekehrtes Verhältnis wie in der Sozialdemo-
kratie. Während die durch ihre ſoziale Lage revolutionäre
Maſſe in ihrem klaſſenbewußten Teil meiſt radikaler iſt als
die Führerſchaft, zeigt die Rebellion der liberalen Bürgermaſſe
gegen ihre Führer, wie ſehr die durch ihr Klaſſenintereſſe
reaktionäre Schicht nur noch mit größter Mühe an die längſt
verblichenen leeren Worte des liberalen Parteiprogramms an
gehalten werden kann.

Genau derſelbe Zug ſetzt ſich in der nationalliberalen Partei
durch. Der Freiſinn befolgt jetzt in ſeiner Verzweiflung die
jenige Taktik, die der Sozialdemokratie von den reviſioni-
ſtiſchen Schwärmern einer Großblocktaktik in unſerm Lager
empfohlen wird: durch mildes Zudrücken eines Auges auf die
Sünden des Liberalismus und bereitwillige Allianz mit ihm,
ſeine ſchwache Tugend aus den Umarmungen der Reaktion zu
befreien und vor den Wagen des politiſchen Fortſchritts zu
ſpannen. Die Freiſinnigen drücken auf die Sünden der
Nationalliberalen beide Augen zu; ihre ganze „liberale“ Taktik
konzentriert ſich darauf, der Fraktion Drehſcheibe einzureden,
ſie ſei ſozuſagen auch „liberal“, und auf Grund dieſer holden
gegenſeitigen Selbſttäuſchung einen Wahlſchacher mit gemein-
ſamer Verteilung der Mandate zuſtande zu bringen. Was
haben ſie mit dieſer Befolgung des „ſtaatsmänniſchen“ Rezepts
unſerer Reviſioniſten erreicht? Daß ſie von den Nationallibe-
ralen in Düſſeldorf an das Zentrum, in Friedberg-Büdingen
an den Bund der Landwirte, wo es angeht, an die Konſer-
vativen verkauft und verraten werden. Aber auch dort, wo
zwiſchen den beiden Parteileitungen das Geſchäft mit Ach und
Weh perfekt geworden iſt, rebellieren die einzelnen Wahlkreiſe,
die nationalliberalen Wählermaſſen und relagieren die fort
ſchrittlichen „Alliierten“ mit Fußtritten. Die Friedberg und
Baſſermann ſchreien ſich z. B. heiſer, um ihre oldenburgiſchen
Mannen von einer Gegenkandidatur gegen den Fortſchrittler
abzuhalten, ohne ſich Gehör verſchaffen zu können.

So fügt ſich das anmutige Bild der jüngſten Wahlen und
der Wahlvorbereitungen der liberalen Parteien zu einem ge-
ſchloſſenen Ganzen. Die freiſinnige Wählermaſſe verſagt den
eigenen Führern die Gefolgſchaft, um gegen die Sozialdemo-
kratie Front zu machen, die nationalliberale Wählermaſſe ver-
ſagt ihren Führern den Gehorſam, um ſich gegen den Freiſinn
zu wenden. Jede Partei ſchlägt nach links aus und fällt nach
rechts um, und die wenigen Parteiführer, die noch nicht ganz
ihr liberales Gewiſſen losgeworden ſind, verſuchen ohnmächtig,
wie Phaeton die hoffnungslos verſtrickten Roſſe und den um-
gerannten Wagen des Liberalismus aus dem Sumpf der Reak-
tion und dem wirren Chaos der unaufhaltſamen Zerſetzung zu

reißen.
Die Reichsverſicherungsordnung hat zu dieſem Geſamtbild

eine grelle Beleuchtung geliefert, wobei ſie uns zugleich gegen
das Zentrum eine tödliche Waffe in die Hand gedrückt hat. Wir
würden uns an unſeren elementarſten Aufgaben verſündigen,
wenn wir dieſe Zeichen und Symptome der Reife der kapita-
liſtiſchen Entwicklung nicht zur revolutionären Klaſſenauf
klärung des Proletariats in ihrem ganzen Umfang ausnützen
würden. Unſer Wahlkampf muß in dieſem Jahre mehr wie je
einer ſtreng prinzipiellen, von allen parlamentariſchen Neben-
rückſichten freien ſozialiſtiſchen Agitation dienen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 21. Juni 1911.

Fahrkartenſteuer.
Wie wir geſtern berichteten, brachte der Berliner Lokal-

anzeiger die Nachricht, daß dem nächſten Reichstag eine Vor-
lage zur Reform der Fahrkartenſteuer vorgelegt werden ſolle,
die auch die vierte Wagenklaſſe der Beſteuerung unter
werfen werde. Anfangs durfte man dieſe Meldung vielleicht
immer noch für eines jener Verlegenheitsprodukte halten, mit
denen die großen Berliner Nachrichtenblätter ihre Spalten in
ſommerſtiller Zeit zu füllen pflegt. Jetzt aber iſt die Mittei-
lung des Lokalanzeigers in der Nordd. Allg. Zeitung demen-
tiert worden, und da wird man ſchon annehmen müſſen, daß
die Sache ihre Richtigkeit hat. Denn in Preußen- Deutſchland
gibt es keine Steuer, deren Einführung nicht, bevor ſie er-
folgte, dementiert worden iſt. Selbſt bei den Hottentotten-
wahlen, die das Vorſpiel zur ſchwarzblauen Reichsfinanz-
reform bildeten, hatten die Offiziöſen die Dreiſtigkeit, zu ver
ſichern, daß die Nachricht von geplanten neuen Steuern eine
„Erfindung zu Wahlzwecken“ ſei. Wenn jetzt die Nordd. Allg.



Veitung die Meldung des Lokalanzeigers als „müßige Kombi
nation“ bezeichnet, ſo kann der erfahrene Leſer nur, verſtänd
nisinnig ſagen: „Alſo doch!“ Die neue Fahrkartenſteuer wird
ſchon dementiert, es kann nicht mehr lange dauern, bis ſie
da iſt.

Der Regierung kann es freilich nicht angenehm ſein, wenn
ein nach Nachrichten hungriges Blatt die Geheimniſſe der
Reichsfinanzküche ſo auf offenem Markt auskramt. Nicht viel
mehr als ein halbes Jahr trennt uns noch von den Wahlen.
Die Ankündigung neuer Steuern verſtärkt die Mißſtimmung,
vermindert die Ausſichten ihrer Durchbringung, veranlaßt die
Bindung ſo und ſo vieler Kandidaten gegen die neuen Steuer-
pläne. Unter ſolchen Umſtänden muß es ſchon als ein Akt un-
gewöhnlicher Ehrlichkeit betrachtet werden, wenn das Regie-
rungsblatt ſeine Ableugnung ſo behutſam formuliert, daß für
die Zukunft alle Hinter- und Vordertüren angelweit offen
bleiben.

Nach dem Lokalanzeiger ſoll die geplante Reform im weſent-
lichen darin beſtehen, daß man die Steuern für die Fahrkarten
erſter Klaſſe weſentlich herabſetzt und den dadurch entſtandenen
Ausfall durch eine entſprechende Erhöhung der Steuern für
die zweite und dritte Klaſſe, vielleicht auch durch die
Einführung einer mäßigen Steuer für die
vierte Klaſſe auszugleichen verſuchen wird.

Was die Nordd. Allgem. Zeitung gegen dieſe Nachricht auszu-
führen hat, ſieht bei Lichte beſehen, einer Beſtätigung ähnlicher
als einem Dementi. Denn das ganzoffiziöſe Blatt weiß ſich
gegenüber dem halboffiziöſen Scherlorgan nur auf zwei Reden
des Eiſenbahnminiſters zu berufen, die zwar auf eine geplante
Reform hinweiſen, über ihren Jnhalt aber nichts Beſtimmtes
mitteilen. Dem wird hinzugefügt, daß ſich ſeither an der Sach-
lage nichts geändert habe.

Was aber hat Herr v. Breitenbach in der Budgetkommiſſion
des Abgeordnetenhauſes erklärt? Die erſte Klaſſe ſei über-
laſtet, infolgedeſſen habe eine Abwanderung in die unteren
Wagenktlaſſen ſtattgefunden, es ſei daher nötig, einen Aus
gleich unter den Steuerträgern erſter bis dritter Klaſſe zu
ſuchen (d. h. alſo, die erſte Klaſſe zu entlaſten und den beiden
folgenden Klaſſen mehr Steuern aufzubürden). Ueber die vierte
Klaſſe ſagte dann der Miniſter allerdings im Plenum, die
Reformhbeſtrebungen, die von Preußen ausgingen und von den
übrigen deutſchen Bahnverwaltungen geteilt würden, gingen
dahin. die vierte Klaſſe unbeſteuert zu laſſen.

Nach den Erfahrungen, die man in den letzten Jahren ge-
macht hat, muß man in deutſchen Landen den Naiven mit der
Laterne ſuchen, der auf ſolche Regierungserklärungen etwas
gibt. Gewiß, „die Beſtrebungen gehen dahin,“ die vierte
Klaſſe nicht zu beſteuern, aber ſolche gut gemeinte Beſtrebungen
können ſcheitern, man kann ſich mit dem üblichen blutenden
Herzen von ihrer Unmöglichkeit überzeugen laſſen, und dann
ergeht eben wieder einmal an die Aermſten im Lande
der Ruf, die Taſchen aufzumachen und für das Heil des Vater-
lIandes zu bezahlen. So iſt es ja bisher noch immer geweſen,
und noch iſt im Betriebe der deutſchen Reichspolitik nicht die
entſcheidende Wendung eingetreten, die uns die Gewißheit gibt,
daß es in Zukunft anders ſein wird.

Dieſe Wendung erhoffen und erwarten wir von den Reichs
tagswahlen des kommenden Jahres, und gerade weil man ſie
auf der anderen Seite fürchtet, läßt man Hals über Kopf alles
dementieren, was geeignet iſt, den Wählern die Augen zu
öffnen. Dieſe werden ſich aber in ihrem Beſtreben, neue in
direkte Belaſtungen der breiten Maſſen abzu
wehren, nicht auf die Glaubhaftigkeit offiziöſer Dementis
verlaſſen, ſondern einzig und allein auf die Stärke der ſo
sial demokratiſchen Fraktion.

„Leichenbeſeitigung“ in Preußen.
Mit 90 gegen 84 hat nun auch das ſogenannte preußiſche

Haus der Edlen und Erlauchten dem Geſetzentwurf über die
fatultative Feuerbeſtattung ſeine erhabene Zuſtimmung erteilt.
Die äußerſt putzige, an unfreiwilligem Humor überreiche
Debatte erbrachte den deutlichen Beweis, daß das Haus mit
ſeinem Herzen gegen die Vorlage war. Trotzdem iſt ſie an
genommen worden, wie auch ſeinerzeit das Enteignungsgeſetz
und manche andere Regierungsvorlage, die dem ſog. Herren-
hauſe gegen den Strich ging.

Jm Abgeordnetenhauſe waren bekanntlich die Stimmen der
Sozialdemokraten nötig, um der Regierungsvorlage zum Siege
zu verhelfen, ohne Liebknecht und Adolf Hoffmann wäre es nun
und nimmer gegangen. Und jetzt hat das Herrenhaus

Schmach und Gram dem Geſetzentwurf zugeſtimmt, den die
Regierung,
Geſchenk aus den Händen der Umſturzpartei entgegengenom-
men hatte“. Regierung, ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion
und preußiſche Herrenhausmehrheit gegen den Kardinal Fiſcher,
den Feld marſchall Grafen Haeſeler und den Oberhofprediger
Dryander nun ſteht die ſchwarzweiße Welt wohl nicht mehr
lange! Trotz der eindringlichen Mahnung des Kölner Kirchen-
fürſten, man fördere auf dieſe Weiſe die Parteirichtungen, die

an den Fundamenten des Staates und der Kirche graben, 90
gegen 84 Stimmen!

Die Mehrheit des ſogenannten Herrenhauſes, vereint mit
Liebknecht, v. Dallwitz und Adolf Hoffmann gräbt an den
Fundamenten von Staat und Kirche.

Jn der Debatte prägte der Staat und Kirche untergrabende
Polizeiminiſter, der weder von Leichenbeſtattung noch von
Leichenverbrennung ſprechen wollte, das herrliche Bureaukraten-
wort von der „Leichenbeſeitigung“ (welche ſowohl im
Wege des Verbrennens wie auch des Begrabens erfolgen kann).
Jetzt, nachdem der Sieg der Flamme allerdings fakultativ
und auch nur mit den beliebten ſchändlichen Kautelen ent-
ſchieden iſt, bleibt dem preußiſchen Dreiklaſſenhaus nebſt ſeinem
perſönlichen Anhängſel in der Leipzigerſtraße nur noch eins zu
tun übrig, nämlich den eigenen Leichnam zu beſeitigen.

Aus dem Dreiklaſſenhauſe.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus erledigte Dienstag das Aus-

führungsgeſetz zum Reichsviehſeuchengeſetz in zweiter
Leſung. Viele Stunden wurde darüber debattiert und von den
Agrariern der Rechten und des Zentrums verſucht, möglichſt
viel für ihre Leute herauszuſchlagen. Auch die Nationallibe-
ralen taten wacker mit, ſie wollten, wie ſie ſich ſogar vom
Miniſter vorhalten laſſen mußten, den Bock zum Gärtner
machen, indem ſie beantragten, daß vor dem Erlaß von Seuchen
ſchutzvorſchriften die Jntereſſenten, alſo die an der Sache Be-
teiligten gehört werden müßten. Genoſſe Leinert begründete
in trefflicher Weiſe verſchiedene Anträge zugunſten der kleinen
Viehbeſitzer und einer ausreichenden Entſchädigung für dieſe
kleinbäuerlichen Exiſtenzen im Falle der Schädigung durch
Seuchenfälle. Wie vom Dreiklaſſenhauſe nicht anders zu er-
warten iſt, wurden alle dieſe Anträge ab gelehnt, wofür ſich
hoffentlich die kleinen Viehbeſitzer bei den nächſten Land-
tagswahlen erkenntlich zeigen werden. Eine ſehr lebhafte
Geſchäftsordnungsdebatte gab es am Schluß der Sitzung. Der
Antrag des Genoſſen Hirſch, am Mittwoch den Wahlrechts-
antrag der Fortſchrittlichen Volkspartei zu beraten, wurde nicht
nur von den Junkern und Heiligen, ſondern auch von den
Nationalliberalen abgelehnt, die ſich in den letzten
Tagen immer hoffnungsvoller entwickeln.

„Religiöſe Grundlage“ der Fortbildungsſchulen.
Die Kommiſſion für das Pflichtfortbildungsſchulweſen im

preußiſchen Landtage hielt am Dienstag vormittag die zweite
Leſung des Geſetzentwurfs über Ausdehnung des Fortbildungs-
ſchulunterrichts ab. Der Handelsminiſter erklärte, das Geſetz
werde für die Regierung unannehmbar, wenn die Forderung
auf obligatoriſche Einführung des Religionsunterrichts und die
Beteiligung der Geiſtlichen an der Schulaufſicht ſowie die
Unterſtellung der Fortbildungsſchulen unter das Kultusmini-
ſterium beſtehen bleibe. Der Finanzminiſter fügte hinzu, daß
das Geſetz auch dann unannehmbar. ſei, wenn vom Staate ein
höherer Zuſchuß als 8 Mk. pro Kopf verlangt werde. Nach
dieſen kategoriſchen Erklärungen führten die Konſervativen
nur noch eine Rückzugskanonade auf, indem ſie verlangten, daß
der Unterricht wenigſtens auf religiöſer Grundlage
erteilt und die Möglichkeit geſchaffen werden müſſe, daß durch
Ortsſtatut der Religionsunterricht fakultativ zu den
Unterrichtsgegenſtänden der Fortbildungsſchule ge
macht werden könne. Mit allen gegen die Stimmen des Zen-
trums wurde dann die Einführung des Religionsunterrichts
bei den Fortbildungsſchulen abgelehnt, womit auch die Be-
teiligung der Geiſtlichen an der Schulaufſicht fällt. Der ſtaat-
liche Zuſchuß wurde, der Forderung des Finanzminiſters ent-
ſprechend, auf 8 Mk. pro Kopf beſchränkt.

Polizeibeamte ſind beſonders geſchützt.“
Ein Prozeß, der grelle Blitzlichter auf die deutſchen politiſchen

und Juſtizzuſtände warf, wurde in Solingen verhandelt.
Angeklagt war hier der Genoſſe Deifel, Redakteur unſeres
Solinger Parteiorgans. Jn einem Wahlrechtsprozeß gegen die

um im Stil der Kreuzzeitung zu ſprechen, „als
Solinger Arbeiterſtimme hatte der Polizeiſergeant
Freitag unter ſeinem Eide beſtritten, daß er auf
Fliehende geſchlagen habe. Ebenſo beſtritt er, daß er nach der
„Wahlrechtsſchlacht“ in einem Geſpräch mit einem Zivilzeugen
die Worte gebraucht habe: „Es iſt mir ganz egal, wer das iſt;
ich haus drauflos!“ Durch das Zeugnis des Schneiders
Tümmers wurde die Unrichtigkeit dieſer eid lichen Bekun-

dung des Poliziſten bewieſen, worauf Freitag das Schlagen
nach einem Fliehenden zu gab, den er aber nicht als Fliehen-
den betrachtet haben wollte! Auf den zweiten Vorfall, der in-
zwiſchen in einem Prozeß gegen den Vorwärts durch das Zeug-
nis des am Geſpräch beteiligten Schloſſers Lohe ebenfalls be-
wieſen worden iſt, kann ſich der Herr Polizeiſergeant „nicht
beſinnen“. Unſer Solinger Bruderblatt erhob gegen Freitag
nun, nachdem durch den Vorwärtsprozeß die Affäre nochmals
aufgerollt worden war, den Vorwurf der Eidesverletzung,
was den Polizeiſergeanten veranlaßte, Strafantrag wegen Be-
leidigung zu ſtellen.

Die Verhandlung vor dem Elberfelder Landgericht geſtaltete
ſich zu einer ſchweren moraliſchen Niederlage des ſchlagfertigen
Poliziſten. Durch eine ganze Reihe von Zeugen, darunter ein
Richter vom erſten Wahlrechtsprozeß und ein Rechtsanwalt,
wurde der oben geſchilderte Sachverhalt glatt beſtätigt,
ſo daß der Wahrheitsbeweis als geführt gelten mußte. Das
hielt aber den Anklagevertreter nicht ab, eine Gefängnisſtrafe
von nicht weniger als drei Monaten zu beantragen! Er
ſetzte ſich in ſeiner Anklagerede ganz einfach über das Ergebnis
der Beweisaufnahme hinweg, indem er gar nicht darauf ein-
ging, und erklärte, Freitag habe ſo ausgeſagt, wie man es von
einem vorſichtigen Menſchen (1!!) verlangen könne. Der Be-
weis der Wahrheit ſei nicht er bracht. Polizeibeamte
müßten beſonders geſchützt werden, weil ſie die
„Ordnung“ aufrechtzuerhalten hätten, und daher
dürfe ihre Autorität nicht untergraben werden.

Und das Urteil? Es lautete auf zwei Monate Ge-
fängnis! Jn der Urteilsbegründung führte der Vorſitzende
unter anderm aus: Freitag werde der Vorwurf gemacht, er
habe ſeine Eidespflicht verletzt. Dieſer Ausdruck ſei mehrdeutig;
er umfaſſe auch den Falſcheid im juriſtiſchen Sinne; aber es ſei
zu prüfen, wie ihn die Leſer der Arbeiterſtimme auf-
faßten. Der Leſerkreis der Arbeiterſtimme könne nicht
unterſcheiden zwiſchen Meineid und Falſcheid, und in
ihrem Sinne ſei dem Schutzmann Freitag „Meineid“ vorge-
worfen. Der Wahrheitsbeweis ſei aber nicht erbracht. Das
Verhalten Freitags bei ſeiner Vernehmung ſei auf eine ge
wiſſe Unvorſichtigkeit zurückzuführen, und es ſei
menſchlich begreiflich, daß Freitag das Geſpräch mit
Lohe einfach vergeſſen habe. Die Beleidigung ſei gegen
einen Polizeibeamten gerichtet, der berufen
ſei, die „Ordnung“ (1!) aufrechtzuerhalten, und
deshalb müſſe eine ſtrenge Beſtrafung erfolgen. Das
Gericht habe deshalb die Strafe auf zwei Monate Gefängnis
feſtgeſetzt.

Auch dieſes Urteil bedarf keines weiteren Kommentars.

Deutſches Reich.
Deutſche Kulturpolitik in den Kolonien. Aus Deutſch

Südweſtafrika meldet der Gouverneur, daß in Bethanien durch
Urteil des Eingeborenengerichts am 6. Juni fünf Betha-
nien-Hottentotten zum Tode verurteilt und am
12 Juni hingerichtet wurden, weil ſie „eine Bande gebil-
det hatten zum Zwecke der Anſtiftung eines Aufruhrs“ zur Er
mordung der Weißen. Zwei Gewehre mit Munition hatte die
Bande durch Diebſtahl in ihren Beſitz gebracht.

Dieſe Maſſenhinrichtungen ſind das geeignetſte Mittel, die
deutſche Kolonialpolitik populär zu machen.

Ein neuer „Jrrlehreprozeß“. Gegen die Wahl des
Pfarrers Dewaranne, der zum Prediger in der Trinitatiskirche
in Charlottenburg gewählt wurde, iſt beim Superintendenten
Proteſt wegen „Jrrlehre“ erhoben worden. Darin wird
von Dewaranne behauptet, daß er Jrrlehren verbreite, weil er
auf dem Standpunkt des Pfarrers Jatho ſtehe. Es wird nun
ein neues Ketzergericht abgehalten.

Vom Koplan zum Rechtsanwalt. Der durch ſeine Ver-
weigerung des Antimoderniſteneides und den darauf folgenden
Streit mit der Kurie und dem bayriſchen Kultusminiſterium
bekannt gewordene frühere Kaplan Konſtantin Wieland iſt
unter die Rechtsanwälte gegangen. Er wurde am Ulmer Land-

eccàcàcczèòèr*—re vierg Die Kleine Roque. Aesdr vers.
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Wenn dann der erſte weiße Morgenlichtſtreif an der Zimmer
decke den Tag ankündigte, fühlte Renardet ſich erleichtert, fühlte
ſich endlich allein, allein in ſeinem Zimmer und ſtreckte ſich im
Bette aus. Und er ſchlief ein paar Stunden lang einen un-
ruhigen, fieberhaften Schlaf, deſſen Träume ihm oft die furcht-
bare Erſcheinung der Nacht von neuem zeigten.

Und wenn er ſpät am Mittag zum Frühſtück hinunterſtieg,
fühlte er ſich zerſchlagen, wie nach furchtbaren Anſtrengungen
er aß kaum noch, immer von der Furcht vor ihr, die er in der
folgenden Nacht wiederſehen mußte, gefoltert.

Er wußte ſehr wohl, daß das keine Erſcheinung war, daß
die Toten nicht wieder kommen, und daß ſeine kranke Seele,
ſeine von einem einzigen Gedanken, von einer unvergeßlichen
Erinnerung eingenommene Seele, die einzige Urſache dieſer
Qualen, die einzige Erweckerin der Toten war, daß ſeine
Seele ſie wieder herauf beſchworen und vor ſeine Augen geſtellt
hatte, in denen ihr Bild unauslöſchlich geblieben. Aber er
wußte auch, daß er nicht mehr geſunden konnte, daß er der
wütenden Verfolgung, mit der ihn die Erinnerung hetzte,
nimmer entgehen könne; und er beſchloß, lieber zu ſterben, als
dieſe Folter länger zu ertragen.

Er fragte ſich, auf welche Weiſe er ſich töten ſolle. Er
wollte es möglichſt einfach und natürlich tun, damit man nicht
an einen Selbſtmord glaube. Denn er ehrte ſeinen Ruf, ehrte
den guten Namen ſeiner Väter. Wenn man aber einen frei-
willigen Tod ahnte, ſo würde man gewiß an das unerklärte
Verbrechen, an den unauffindbaren Mörder denken, und ihn
der Schandtat beſchuldigen.

Da war ihm eine ſeltſame Jdee gekommen. Er wollte ſich
von dem Baume, unter dem er die kleine Roque getötet, er-
ſchlagen laſſen. Und er hatte alſo den Plan gefaßt, den Wald
auszuroden, um dabei ein Unglück herbeizuführen. Doch wollte
ihn die Buche nicht treffen wie erzählt.

Als er nach dem vereitelten Selbſtmorde wieder nach Hauſe
kam, hatte er, von wilder Verzweiflung gepackt, den Revolver
ergriffen wagte aber nicht, ihn loszudrücken.
Dann ſchlug die Stunde des Abendeſſens. Er hatte geſpeiſt
und war wieder hinauf geſtiegen. Und er wußte nicht, was
er nun tun ſolle. Er fühlte, wie die Feigheit, nachdem er ihr
einmal nachgegeben, immer größeren Beſitz von ihm ergriff.
Eben noch war er entſchloſſen, mutig, bereit und Herr ſeines
Willens geweſen nun war er ſchwach und fürchtete ſich vor dem
Tode ebenſo ſehr, als vor ver Toten.

Er murmelte vor ſich hin: „Jch wage es nicht mehr, ich wage

es nicht mehr!“ und blickte mit Entſetzen bald auf die Waffe
auf dem Tiſche, bald auf den Vorhang, der das Fenſter ver
ſchloß. Es kam ihm auch vor, als müſſe ſich im Augenblick, da
er aus dem Leben träte, etwas Fürchterliches ereignen! Was
denn Würde er mit ihr zuſammentreffen? Sie belauerte ihn
ja, wartete auf ihn, rief ihn, und nur um ihn zu faſſen, um
ihn in den Bann ihrer Rache zu ziehen, um ihn zum Sterben
zu treiben, zeigte ſie ſich ihm jeden Abend!

Er begann zu weinen wie ein Kind und wiederholte ſich
noch immer: „Jch wage es nicht mehr! Jch wage es nicht
mehr.“ Dann ſank er auf die Kniee und jammerte: „Mein
Gott, mein Gott!“ ohne doch an einen Gott zu glauben. Und
er wagte wirklich nicht mehr, das Fenſter anzuſehen, wo die
Erſcheinung ſich, wie er wußte, verkauerte, noch auf den Tiſch
zu blicken, auf dem ſein Revolver leuchtend lag.

Als er ſich dann endlich erhoben hatte, ſagte er ganz laut:
„Das kann ſo nicht weitergehen, ich muß ein Ende machen.“ Der
Klang ſeiner Stimme in dem ſchweigenden Zimmer jagte ihm
einen neuen Schauder durch die Glieder; da er ſich aber zu
keinem Entſchluſſe aufraffen konnte, da er fühlte, daß ſeine
Finger ſich immer weigern würden, den Hahn der Waffe nieder-
zudrücken, verbarg er ſich in den Decken ſeines Bettes und
dachte nach.

Er mußte etwas finden, daß ihn zu ſterben zwang, eine
Schlinge für ſich ſelbſt, die jedes Zögern, jeden Aufſchub,
jedes Bedauern nutzlos machte. Er beneidete den zum Tode
Verurteilten, der inmitten einer Schar Soldaten aufs Schafott
geführt wird. O, wenn er nur jemand bitten könnte, auf
ihn zu ſchießen! wenn er einen Freund hätte, der ihm dieſen
Dienſt erwieſe. nachdem er ihm ſein Verbrechen und den Zu-
ſtand ſeiner Seele offenbart! Doch wen könnte er um dies
Furchtbare bitten Wen unter all den Leuten, die er kannte
Den Arzt? Nein, der würde gewiß ſpäter alles erzählen. Und
plötzlich kam ihm ein bizarrer Gedanke in den Sinn. Er wollte
dem Unterſuchungsrichter, den er ja genau kannte. ſchreiben und
ſich des Verbrechens bezichtigen. Er wollte ihm in dem Briefe
alles erzählen, den Mord, und die Qualen, die er erduldete,
ſeinen Entſchluß zu ſterben, ſeine Angſt, ſein Zögern, und das
Mittel, das er anwandte, um ſich zum Tode zu zwingen und
ſeinen verſagenden Mut zu ſtärken. Er wollte ihn im Namen
ihrer alten Freundſchaft bitten, den Brief, ſobald er gehört,
daß ſich der Schuldige ſelbſt geſtraft habe, zu verbrennen.
Renardet wußte, daß er ſich auf dieſen Mann verlaſſen konnte,
der aus ſeiner etwas poſierten Ritterlichkeit heraus verſchwie-
gen und ſelbſt eines unbedachten Wortes nicht fähig war: er
gehörte zu den Männern, deren zweites Wort „faie“ zu ſein
pflegt.

Kaum hatte er dieſen Plan gefaßt, ſo fühlte er, wie ihn eine
eigentümliche Freude ergriff. Er war jetzt ruhig. Nun wolſte
er langſam den Brief ſchreiben, ihn bei Tagesanbruch in den

Briefkaſten an der Mauer ſeines weiten Hauſes ſtecken, dann
auf den Turm hinaufſteigen, um den Briefträger herankommen
zu ſehen, und wenn er den Mann in dem blauen Kittel be-
merkte, ſo wollte er ſich von oben auf die Felſen herabſtürzen,
auf die ſein Haus aufgebaut war. Vorher wollte er ſich noch
den Arbeitern, die in ſeinem Walde fällten, bemerklich machen,
wenn er auf den Vorſprung kletterte, an dem die Fahnenſtange
befeſtigt war, von der an allen Feſttagen ein Banner wehte.
Er wollte die Stange durch einen Fußtritt zerbrechen und mit
ihr hinunterſtürzen. Wer fonnte dann noch an einem Unglück
zweifeln? Und er mußte bei der furchtbaren Höhe und ſeinem
Gewichte augenblicklich tot ſein.

Er ſprang ſofort aus dem Bett, ſetzte ſich an den Tiſch und
begann zu ſchreiben. Er vergaß nichts, nicht eine Einzelheit bei
dem Verbrechen, nicht das geringſte bei der Beſchreibung ſeines
angſtvollen Lebens, ſeiner furchtbaren Herzensqualen und er
ſchloß damit, daß er ſich ſelbſt zum Tode verurteilt habe, daß
er ſofort zur Hinrichtung des Schuldigen ſchreiten wolle und daß
er ſeinen Freund, ſeinen alten Freund bitte, darüber zu wachen,
daß niemand ſein Andenken ſchmähe.

Als er mit dem Briefe fertig war, bemerkte er, daß der Tag
gekommen. Er ſchloß ihn, verſiegelte ihn, ſchrieb die Adreſſe,
ging leichten Schrittes hinab, lief bis zu dem kleinen, an einer
Ecke der Mauer angenagelten Kaſten, und als er das Papier,
das ſeine Hand zittern gemacht, hineingeworfen, eilte er ſchnell
zurück. ſchloß die Haustür zu und kletterte auf den Turn
hinauf, um die Ankunft des Brieſträgers, der ſein Todesurteil
hinwegtragen ſollte, zu erwarten.

Er fühlte ſich jetzt ruhig befreit, gerettet.
Ein kalter, trockener, eiſiger Wind fuhr ihm über das Geſicht.

Er ſog ihn gierig mit offenem Munde ein. Der Himmel war
mit Rot bedeckt, mit glühendem Winterrot, und die weiße Ebene
glänzte unter den Strahlen der Sonne, als wäre ſie mit zer-
riebenem, ſpiegelndem Glas beſtreut. Renardet ſtand bar-
höuptig und blickte in das weite Land hinab, links über. die
Wieſen und rechts üher das Dorf, aus deſſen Hütten friedlicher
Rauch aufzuſteigen begann.

Zu ſeinen Füßen, zwiſchen den Felſen, die ihn gleich zer-
ſchmettern ſollten, ſah er die Brindille fließen. Er fühlte ſich
in dieſem wunderbaren kalten Morgenlicht wie neugeboren,
fühlte ſich voll Kraft und Leben. Er badete in Licht, es umgab
ihn, durchdrang ihn wie eine Hoffnung. Tauſend Erinne-
rungen fielen ihn plötzlich an, Erinnerungen an manche ähn-
lich ſchöne Morgenfrühe, an ſchnelles Wandern über die harte
Erde, die unter ſeinen Tritten knarrte, an fröhliches Jagen
am Ufer der Teiche, wo die Wildenten ſchlafen. Alle Dinge, die
er liebte, alle Dinge, die ſein Daſein zu einem glücklichen ge-
macht, ſtanden in ſeinem Gedächtnis auf, ſtachelten ihn mit
neuen Wünſchen, erweckten in ſeinem ſtarken tätigen Körper

ein kraftvolles Verlangen, folgt.
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gericht vereidigt. Wieland war ſchon vor dem Empfang der
ſogenannten Prieſterweihe im württembergiſchen Juſtizdienſt
tätig. Nun übt der Mann wenigſtens einen nützlich en Be
ruf aus.

Die Gottesdienſtordnung des Zentrums. Jm Brühler
Volksblatt, einem Zentrumsblatt, das in Brühl bei Köln er-
ſcheint, konnte man in der Nr. 135 vom 17. Juni folgende
her. ken ſtord nung für das benachbarte Kierberg
eſen:

6 Uhr Frühmeſſe, 714 Uhr hl. Meſſe, 9 Uhr Hochamt mit
Predigt, 3 Uhr Andacht zu Ehren des heiligſt. Herzens Jeſu
und des hl. Aloyſius mit Predigt.

Morgen, Soenntag, abends 7 Uhr große Zentrums-
verſammlung im Lokale des Herrn Lichtenberg zu
Heide. Herr Pfarrer Kaſtert von Köln-Kalk und noch ein
anderer Herr werden reden.

Morgen, Sonntag, Beginn der ſechs aloyſianiſchen Sonn
tage; jeden Sonntag Andacht und Predigt zu Ehren des bl.
Aloyſius. Jeden Sonntag vollkommener Ablaß
unter den bekannten Bedingungen.

(Clemens XII. 1740.)
Weiter kann die Verſchmelzung zwiſchen Kirche und Zen-

trunispartei nicht gehen, als daß mitten in einer Gottesdienſt-
ordnung eine Zentrumsverſammlung aufgeführt wird, in der
ein Zenirumspfarrer ſpricht und für die auch noch in der Kirche
agitiert wurde, weil die ſchwarzen Schäfchen von einer gleich-
zeitig ſtottfindenden ſozialdemokratiſchen Verſammlung ſern-
gehalten werden ſollten. Und wer früher etwa mal ſozialdemo-
kratiſch geſtimm: haben ſollte, erhält „Ablaß“ zu den „bekann-
ten Vedingungen“.

Ein „brauchbarer“ Vorgeſetzter! Wegen Mißhandlung
und Beleidigung eines Untergebenen hatte ſich der Sanitäts-
feldwebel Schiffel vom Ulanen- Regiment Nr. 17 in Oſchatz vor
dem Dresdner Kriegsgericht zu verantworten. Wegen einer
Lappalie ſtellte er eines Tages den Sanitätsſoldaten Bernhardt
zur Rede und als dieſer die an ihn gerichtete Frage der Wahr-
heit gemäß verneinte, wurde er „fauler Hund“ genannt
und mit den Fäuſten ins Geſicht geſchlagen.
Mißhandelte würde die Sache nicht gemeldet haben, wenn ihn
der Angeklagte nicht einige Tage danach in die Eßſchüſſel
geſprudelt hättel! Später hat der Angeklagte den Sol-
daten aufgeſucht und ihn unter dem Vorwand, er möchte ſich
nicht gern auf dem Gericht herumſielen und in den Zeitungen
herumſchmieren laſſen, von einer Meldung abzuhalten verſucht.
Das Gericht nahm nur „vorſchriftswidrige Behandlung“ an und
verurteilte den als brauchbaren Vorgeſetzten geſchilderten An-
geklagten zu vier Tagen gelinden Arreſtl!

England.
Englands Handelsverträge und die Kolonien.

Man ſchreibt uns aus London: Die britiſche Reichskonfe-
renz hat in ihrer letzten Sitzung auf Antrag des kanadiſchen
Miniſterpräſidenten Sir Wilfried Laurier eine Reſolution
angenommen, die ſowohl für die weitere Geſtaltung des Ver
hältniſſes zwiſchen den engliſchen ſelbſtregierenden Kolonien
und dem Mutterlande und der Kolonien untereinander, wie
auch für die internationalen Handelsbeziehungen Englands
von großer Wichtigkeit iſt. Die Reſolution lautet: „Die Regie
rung wird erſucht, mit den verſchiedenen fremden Regierungen,
mit denen auch die überſeeiſchen Dominions berührende Ver-
träge beſtehen, Verhandlungen zu eröffnen, um jeder der
Dominions die Freiheit zu verſchaffen, auf Wunſch aus dem
Geltungsbereiche des betreffenden Vertrages auszuſcheiden,
ohne damit die Wirkſamkeit des Vertrages für den Reſt des
Reiches zu beeinträchtigen.“ Die Debatte war überraſchend
kurz und wortkarg. Nachdem die Miniſterpräſidenten aller
Kolonien für den Antrag geſprochen, wurde er auch von Sir
Edward Grey im Namen der engliſchen Regierung, wenn auch
mit etwas ſaurer Miene akzeptiert, nur verlangte er, daß aus-
drücklich betont werde, daß es ſich nur um Handelsverträge und
nicht auch um politiſche Verträge handle. Die Vertreter der
Kolonien ſtimmten dem zu.

Die Reſolution iſt für Kanada notwendig geworden, weil
dem Abſchluß der kanadiſch- amerikaniſchen Reziprozitätsunter-
handlungen, in denen Kanada den Vereinigten Staaten eine
Vorzugsbehandlung zuſichert, eine ganze Anzahl von Meiſt-
begünſtigungsverträgen zwiſchen England und anderen euro-
päiſchen und außereuropäiſchen Staaten im Wege ſtehen. Eng-
land wird jetzt mit dieſen Staaten Unterhandlungen beginnen
müſſen, um Kanada von der Wirkſamkeit dieſer Verträge zu
befreien. Wenn ein fremder Staat mit dieſer Aenderung nicht
einverſtanden iſt, dann wird England den Meiſtbegünſtigungs-
vertrag mit demſelben kündigen müſſen. Auch in Zukunft wird
kein Staat, der mit England einen Handelsvertrag abſchließt,
ſicher ſein, daß die eine oder die andere ſelbſtregierende Kolonie
nicht plötzlich ausgenommen zu werden wünſcht, und man ſich
deshalb wahrſcheinlich von vornherein auch mit den einzelnen
engliſchen Kolonien auseinanderſetzen müſſen, ehe man einen
Handelsvertrag mit England abſchließt. Es iſt klar, daß dieſer
Beſchluß eine weitere Locker ung des Bandes zwiſchen dem
engliſchen Mutterlande und den Kolonien bedeutet, und es iſt
kein Wunder, daß er den Jmperialiſten ſehr ſchlecht behagt.
Daß Sir Edward Grehy ſich ausdrücklich dagegen verwahren

xtra-Pr
Musselinette mit und ohne Bordüre, hell- 4

und dunkelgrundig Meter 42 38 35 30 27 Pf.

Der

t

W

Zephir- Leinen einfarbig und gestreift, 26
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und Musterauswabl Meter 95 85 75 P

mußte, daß dieſe Freiheit der Kolonien ſich auch auf die poli-
tiſchen internationalen Verträge Englands erſtrecke, iſt für
das ganze Verhältnis recht bezeichnend.

Rußland.
Die neueſte Gemeinheit der Zarenregierung.

Jn ihrem Kampfe gegen jede freiheitliche Regung iſt der
Schergenregierung des Hängezaren kein Mittel zu ſchäbig und
zu gemein, als daß ſie nicht Gebrauch davon machte. So hat es
kürzlich in Warſchau großes Aufſehen erregt, daß der be-
kannte Verteidiger in politiſchen Prozeſſen, Rechtsanwalt
S. Patet, vom Appellhofe aus dem Rechtsanwalts
ſtande ausgeſchloſſen wurde. Die Einzelheiten dieſer
ungeheuerlichen Affäre weiſen darauf hin, daß es ſich hier um
den Anfang einer planmäßigen Kampagne gegen die politiſchen
Verteidiger handelt. Rechtsanwalt Patek war vom Warſchauer
Staatsanwalt angeklagt, dem Gefangenen Vartos, der wegen
Zugehörigkeit zur P. P. S. vom Kriegsgerichte zu 15 Jahren
Zwangsarbeit verurteilt wurde, geraten zu haben, ſich vor dem
Gericht von ſeinen Ausſagen in der Vorunterſuchung loszu
ſagen. Ferner wurde er beſchuldigt, der „revolutionären Orga-
niſation“ des Roten Kreuzes angehört zu haben. Das
Warſchauer Bezirksgericht ſtellte die vollſtändige Haltloſigkeit
dieſer Anſchuldigungen feſt und lehnte daraufhin den Aus-
ſchlußantrag des Stactsanwalts ab. Auf den Proteſt des
Staatsanwaltes hin gelangte die Angelegenheit vor den War-
ſchauer Appellhof, der dem Wunſche des Staatsanwaltes ſtatt-
gab und den betannten Verteidiger, der die Sympathien der
geſamten Bevölkerung genießt, aus ſeinem Berufe hinausſtieß.
Die Warſchauer Advokatur erklärte ſich mit dem gemaßregelten
Rechtsanwalt vollkommen ſolidariſch und drückte ihm ihre
Sympathie aus.

Belgien.
Das Programm des neuen Miniſteriums.

Brüſſel, 20. Juni. Das neue Kabinett hat ſich heute der
Kammer vorgeſtellt. Der Miniſterpräſident Broqueville
brachte die miniſterielle Erklärung zur Verleſung, worin er
eine Anzahl Reformen, wofür ſich die Regierung beſonders
intereſſiert, anführt. Was die Schulfrage anlangt, glaubt
die Regierung, daß das Schulgeſetz in aller Ruhe diskutiert
werden müſſe. Weiter wird der Kammer ein Geſetzentwurf
vorgelegt werden, wonach die Anzahl der Abgeordneten erhöht
werden ſoll, ſobald das Reſultat der neuen Volksabſtimmung
bekannt ſei.

Portugal.
Die Proklamierung der Republik.

Am Montag iſt die konſtituierende Verſammlung zu-
ſammengetreten, um die Republik offiziell zu proklamieren.
Anweſend waren 192 Abgeordnete, die die Abſchaffung der
Monarchie und der Dynaſtie Braganza ausſprachen und die
Republik proklamierten. der konſtituierenden Verſammlung
wohnten auf den Tribünen die Vertreter Argentiniens, Uru-
guays, Braſiliens und der Schweiz bei. Der Präſident
Braamcanp ſaß unter der Büſte der Republik und der
Nationalflagge. Die Miniſter waren anweſend. Der Präſi
dent verlas ein Dekret, wonach die Monarchie für immer abge
ſchafft iſt und die Dynaſtie Branganza des Landes verwieſen
wird. Die Regierungsform iſt die demokratiſche Repu-
blik. Diejenigen, die für den Sturz der Dynaſtie heldenhaft
gekämpft haben, werden als Wohltäter des Vaterlandes be
trachtet. Die Verleſung des Dekrets wurde mit lebhaftem Bei-
fall aufgenommen. Der Präſident ſchwenkte die Fahne und
verlas ein zweites Dekret, worin die Annahme der National-
flagge und der Portugueza als Nationalhymne erklärt wird.
Darauf erhob ſich erneuter Beifall. Die Damen auf den
Tribünen warfen Blumen in den Saal. Rufe erſchallten: „Es
lebe das unabhängige Portugal, das freie Vaterland!“ Der
Präſident und die Sekretäre gingen auf den Balkon, um vor
dem Volke die Proklamation zu verleſen. Die Militärkapellen
ſpielten die Nationalhymne. Das Volk nahm die Verleſung der
Proklamation mit begeiſterten Kundgebungen entgegen. Von
den Schiffen und der Feſtung erdröhnte Geſchützdonner. Nach
der Verleſung hielt der Präſident eine patriotiſche Anſprache
an das Volk. Die Truppen zogen am Regierungspalaſt vorbei,
von der Menge lebhaft begrüßt. Nachdem der Präſident den
Saal wieder betreten und der Verſammlung den Vorbeimarſch
der Truppen mitgeteilt hatte, legte Braga im Namen der
proviſoriſchen Regierung die Regierungsgewalt vor der Ver-
ſammlung nieder und kündigte an, die Regierung werde einen
umfaſſenden Bericht über ihre Tätigkeit vorlegen. Der Präſi
dent ſchlug vor, die proviſoriſche Regierung möge ihre Funk-
tionen behalten. Der Vorſchlag wurde mit Beifall aufgenom
men und die Sitzung vertagt.

Nach Schluß der Sitzung der konſtituierenden Verſammlung
machte der amerikaniſche Geſchäftsträger dem
Miniſter des Aeußern Mitteilung von der Anerkennung
der portugieſiſchen Republik durch die Ver-
einigten Staaten. Das Publikum veranſtaltete vor der
amerikaniſchen Geſandtſchaft eine begeiſterte Kundgebung. Der
Montag war ein Nationalfeſttag.

Auch die deutſche Regierung will ſich demnächſt zur An
erkennung der Republik bequemen, ſobald die konſtitnierende
Nationalverſammlung in Liſſabon die neue Verfaſſung ange-

O nommen und die endgültige Präſidentenwahl vollzogen hat.
Deutſchland wird die portugieſiſche Republik gleichzeitig mit
England und Frankreich anerkennen. Die europäiſchen Groß-
mächte haben kürzlich ihre Abmachung vom Oktober 1910 er-
nenert, derzufolge ſie die portugieſiſche Republik wenigſtens
ungefähr gleichzeitig anerkennen wollen.

Aus der Partei.
Die minderjährige „Aufhetzerin“.

Jn Märzdorf, Kreis Ohlau (Schleſien) fand vor kurzem auf
dem Gehöft eines Stellenbeſitzers eine ſozialdemokratiſche Ver-
ſammlung unter freiem Himmel ſtatt. Die jugendliche Enkel-
tocht er des Beſitzers befand ſich in der Wohnung, und da ein
Fenſter offen ſtand, mögen einige Worte des Redners bis in die

Stube gedrungen ſein. Das Mädchen erhielt darauf einen
Strafbefehl über 3 Mark, weil es „als Perſon unter 18
Jahren an einer politiſchen Verſammlung teil-
genommen“ habe. Auch das Schöffengericht hielt eine
Uebertretung des Vereinsgeſetzes für vorliegend, ermäßigte
aber die Geldſtrafe auf 1 Mark. Der überwachende Gendarm
hatte als Zeuge u. a. bekundet, das Mädchen ſei ihm trotz ſeiner
Jugend bereits als „Aufhetzerin unter denTabakarbeiterinnen“
bekannt.

Sozialdemokratie und Bürgermeiſterwahlen.
Eine Konferenz der jozigidemokratiſchen Gemeindever-

treter des Stadt- und Landkreiſes Solingen an der auch
Stadtverordnete aus den benachbarten Kreiſen Remſcheid
und Mettmann teilnahmen, tagte im Gewerlſchaftshauſe in
Solingen und nahm u. a. zu der bevorſtehenden Bürger-
meiſterwabl in Höhſcheid bei Solingen, wo unſere Genoſſen
die Majorität haben, Stellung. Es wurde die Frage erörtert,
ob ein Sozialdemokrat, ohne gegen das ſozialdemotratiſche
Programm zu verſtoßen, den Poſten eines Bürgermeiſters
in einer preußiſchen Gemeinde annehmen könne. Der Re-
ferent Genoſſe Kreuzer-Solingen, führte aus, daß ſchon die
Vorgänge gelegentlich der Stuttgarter Bürgermeiſterwahl ge-
zeigt hätten, daß dies ſelbſt in Süddeulſchland, wo doch fort-
ſchrittlichere Verhältniſſe herrſchten, als in Preußen große
Schwierigkeiten habe und den Kandidaten zu Verſtößen gegen
das Parteiprogramm veranlaſſe. Für Preußen, wo viel
reaktionärer regiert werde, müſſe die Frage verneint wer-
den. Der S 53 der Rheiniſchen Städteordnung verlkange:
„Der Bürgermeiſter hat folgende Geſchäfte zu erledigen:
1. Die Geſetze und Verordnungen ſowie die Verfügungen der
ihm vorgeſetzten Behörden auszuführen und den ganzen Ge-
ſchäftsgang bei der ſtädtiſchen Verwaltung zu leiten und. zu
beaufſichtigen.“ Dies würde in der Praxis dahin führen, daß
bei einem etwa ausbrechenden Streik der Landrat verfüge,
daß die Gemeinde zum Schutze der Fabrikanten Schutzleute
zu ſtellen habe, wie dies auch ſchon geſchehen ſei. Der ſozial-
demokratiſche Bürgermeiſter müßte alſo dieſe landrätliche
Verfügung ausführen und überwachen. Jn Preußen würden
aber ſowieſo Bürgermeiſter mit ſozialdemokratiſcher Geſin-
nung nicht beſtätigt, und die Auffſftellung eines ſozial-
demokratiſchen Kandidaten hätte nur zur Folge, daß letzten
Endes ein dem Landrat williges Werkzeug als Bürger
meiſter ernannt würde, denn S 82 der Rheiniſchen Städteord-
nung beſage: „Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet die

Stadtverordnetenverſammlung zu einer neuen Wahl. Wird
auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo ſteht dem König bezw. dem
Regierungspräſidenten die Ernennung auf höchſtens zwölf
Jahre zu.“ Die Genoſſen würden alſo gut tun, einem Manne
dic Stimme zu geben, der ſein Amt in liberaler Weiſe aus-
führt. Genoſſe Deifel-Höhſcheid führte aus, daß in Höh-
ſcheid kein Menſch daran denke, einen ſozialdemokratiſchen
Bürgermeiſter zu wählen. Die ſozialdemokratiſche Stadt-
ratsfraktion habe ſich den Kopf über dieſe Wahl noch nicht
zerbrochen. Unter den gegenwärtigen volitiſchen Verhältniſſen
in Preußen ſei es ein Ding der Unmöglichkeit, daß ein Sozial
demokrat Bürgermeiſter einer preußiſchen Gemeinde werden
könne, wenn er ſeiner Ueberzeugung treu bleiben wolle. Dieſer
Anſicht ſchloſſen ſich auch die ſozialdemokratiſchen Gemeinde-
vertreter einſtimmig an.

Mllerlei.
200 Perſonen an Milchvergiftung erkrankt.

Maſſenvergiftungen durch Milch werden aus Edinburg
(Schottland) gemeldet: Dort liegen jetzt über 200 Perſonen in-
folge Genuſſes von roher Milch, die von einem Händler ge
liefert wurde, krank darnieder. Eine Menge anderer Konſu-
menten der Milch kamen mit leichterem Unwohlſein davon. Jn
einem Krankenhaus iſt bereits ein Knabe unter Ver-
giftungserſcheinungen geſtorben. Bisher iſt es
der Edinburger Sanitätsbehörde nicht gelungen, die Erreger
der Maſſenerkrankungen feſtzuſtellen.
o

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Arsland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales, Provinzielles
und Verſammlungsberichte Wilhelm Koenen, ſämtlich in
Halle.
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Kleider- Mull vweiss. getupft und bestickt, 37
grosse Musterauswahl, Meter 1.10 98 75 65 55 Pf.

Weiss-Batist a jour, für Kleider u. Schürzen 40
geeignet Meter 75 68 60 55 50 45 Pf

Schweizer Stickereistoff vweiss, d
Fabrikate, gr. Musterausw., MAtr. 2.25 2.00 1.75 1.50

Woll-Musseline hell-, mittel-, u. dunkel- 75
Pf.grundig, mit u. ohne Bordüre, MAtr. 1.10 98 95 85
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Kleider Leinen fär Röcke und Kostüme, 75
grosse Farbenauswahl Meter 1.00 95 80 Pf

Rips- Leinen in weiss und vielen modernen 95
Farben Meter 1.35 1.25 1.10 Pf

Shantung-Leinen, Ersatz für Bastseide, 90
hauptsächlich in ceru, Atr. 1.35 1.25 1.15 1.05 P

Kleider- Leinen mit Bordüre 95
in nur neuen Farbentönen, Mtr. 1.35 1.25 1.10 Pf.

Halle a. S.
Marktplatz 2 und 3.
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Die slogrelohen, glänzenden

TTT „Tymians“ T
Der grösste Erfolg der ganzen Saison-

Achtung!!! Die letzte Woche sämtliche neue
s „Hauptscohlager ab PDonuerstag!

„Oer Rosenkavalier“

Leisto
Woche

8 Vhr 20.

„ODer neue König“ ete.
Und alle Künstler in neuen Paradenummern.
Unbedingt letzte Vorstellung Freitag S0O. Juni. w

Burgr- RKimo,Vom 21. S Triftstr. 22.
Juni hochintereſſ. Spi ielplan: „Der großm. Gatte“,

„Ende gut, alles gut“, „„H. Unbedachts Revanche“, „Die verkl.
Gattin“, großart. Humor.
Erbſchaft“, „Die Schuld“,

„Unbekannte Reiſende“, r Wilh.
„Der h Florido“, 4 hochinter-

eſſante Drat nen und 2 prachtvolle aktuelle.

Achtung
Tanz knak le

Zum Johannismarkte,
23. Juni, emvpfehle:

Achtung
BRossplIatrz.

Donnerstag den 22. und Freitag den
M ff. Speisen und Getraänke. V

Treffpunkt aller Hallenſer und Fremden.
Abends e Konzert. WMit der Bitte um Unterſtützung durch Beſuch,

zeichnet Fr. Emmer, Gaftwirt.

Hie Anget
vor demT u n Wdie ſo viele Zahnleidende von einer rechtzeitigen Beſeitigung

ſchmerzhafter und vereiterter Zähne abhält, iſt ſeit der An
wendung meines unübertroffenen örtlichen Betäubungsmittels

völlig grundles geworden.
Jhre eigene Ueberzeugung ſowie die eingehenden glänzenden

Anerkennungen werden Jhnen dies beſtätigen.

Fast gänzliohe

J s8ehmsrzloses Zahnziehen Mark.
Urteile: Für vollkommen ſchmerzloſes Ziehen von 10

Zähnen ſpreche ich meine größte Anerkennung aus und kann
nur jedem die Praxis aufs wärmſte empfehlen.

Jch habe mir i vier Zähne ſchmerzos eben u laſſen

und ſage dafür meinen beſten Dank.
wirklich keine Angſt zu haben.

Hier braucht man
Fräulein Sch.

Jahn -Praxj,

Steinweg 23 I.

W. Stöckigts Ich Ausschank

Rannischestr. Merseburgerstr. 161,

MIIch, Halt väer van à Glas G Pf. man es.

GKeaöffnet von morgens Uhr an.

Seifendosen c.
und Aluminium 2

O. F. Ritter b. n
Leipzigerstrasse 99.

ſſfin
ſereinigt. vchernerte,

Kl. Steinstrasse 6,
empfiehlt ihre Fabrikate zu
festen und soliden Preisen.

Friedrich fFiedſſer,
Konlen-Haudluns

Sophienſtraße 41
u Nähe Stadttheater)

Televhon 3248, Telephon 3248,liefert erſtkl. Waren zu dilligſten
Tagespreiſen.
Lumpen, Knochen, Papler,

klsen, Hetulle, Gummi kauft

II

efallu Glas
Chemische Fabrik Düsszeldort A.

Oubosolgorf

Vertreter
für Ralle und Vmgegend:
k. krerwien à (0.. Halle.

Fernsprecher 1367.

Leihhaus- Pfänder jeder Art

beſorgt prompt und diskret
ftan Fcheer, c Gras

o-8 tüchtige
auf Geschosskörbe (Kartuſchleiſtenkörbe und Langgranaten-

körbe) sofort gesucht.
Klbert Schmidt, Korbmachermeister,

Grosse Steinstrasse 29.

Korbmacher

Konsum-Verein, Wittenberg.
Wir ſuchen zum baldigen Antritt einen

m Geschäftsführer. r
Bewerber müſſen mit dem Genoſſenſchaftsweſen durchaus vertraut
ſein. Umſatz 1910 in drei Lägern: 287 500 Mk.

Meldungen mit Gehaltsanſprüchen ſind bis zum 1. Juli 1911
einzureichen. Fyr Iufichtzrat. J. A.: Otto Wagner, Eichstr. 10.

Für die Reise:

Rindleder-Reisetaschen.
Ausgesucht gutes Leder und vorzügliche
Bugel ſichern unbegrengte Haltbarkeit.

Besonderes Angebot

S.-, 7.75, 9.25, 10.50 u. s.

Prima Rindledertaschen
mit 3 fachem Verschluss

C. F. Ritter,
Halle a. S., Leipzigerstr. 90.

Mitglied des Rabatt Spar- Vereins.

Wanxzen-
tinktur,

sicher wirkend.

Zu haben bei

Bruno Pretzseh,
Moritzzwinger 1.

bBageduplexdampk Einkoch-
Apparute empfiehlt

C. F. Ritter
Leipzigerstrasse 90.

Kopfläuse,
Wanzen, Flöhe n

„Diumantenwasser“ e
Bahndbofs Apothete, amVahnhof

Wohnungs- Anzeigen

Gr. möbl. Stube, Weh. 3.50 zu
verm. Daſ. g. Mittagst. Friedrichsir.

Arheitsmarkt
T XKnecnie,

Burgchen u. Hägde
ucht für Thüringen, Sachſen,
heinland, leswig- Holſtein,

Altmark und Hannover

nervebureerstrasse g l

Gesucoht
Radfahrer v. ter
für alle Gegenden Deutsch-
lands, welche ſleissig und ge-
sund sind, um mit ihrem eige-
nen Zweirade in einem ihnen
zuzuteilenden Bezirk, wo ca.
1000 Familien wohnen, jeder
Familie unsere Artikel, feinste
Margarine und vollfetten
Margarine-Käse, von 1 Pfund
an, wöchentlich frisch ins Haus
bringt. Es wird angemessene
Provision vergütet und ein
Minimal- Einkommen von 150
monatlich garantiert, doch Kann
sich dieses bei genügendem
Fleisse in wenigen Monaten auf
den doppelten Betrag steigern.
Offerten mit Angabe des Alters
disherigen Lebenslaufs u. Auf-
gabe von Referenzen und obrantioneſkmig an
Altonger Harvarine- Werke

Mohr Co., I. I.
Altona Ottensen.

——mmm mmehrere leiige Bernlemne

tüchtige Jachtrimmerel,

zum Streckentreiben in Akkord
nach auswärts gesvoht.

Offert. sub V. H. 75 an die
Exped. d. Bl.

III
finden dauernd lohnende

Beſchäftigung.

Laessig Co.,
G. m. b. H.,

Luxuspapierwarenfabrik,
Königſtraße 70.

T Iwchlergerellen

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. JIgner. Druc der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger

f. mine ſ.
weg 17.

Wie zu Hause s

speisen Sie

im Volkspark.

Vorzügliche Küehe,

Freitag und Sonnabend

Frisehe Pökelknochen 8

Aktuell.
NRe sbozalpolitil der

Sozialdemokratie

Eine ſehr zeitgemäße und
wertvolle Broſchüre des
Halleſchen Arbeiterſekre-
tärs Friedrich Kleeis.

Jeder Arbeiter muß dieſe auf
klärende Arbeit im eigenen

Jntereſſe leſen.

Preis nur 25 Pfennig.

Zu beziehen durch alle Aus
träger und durch die

Volksbuchhandlung,

Halle a. 6., Harz 42/43.

III

Nsodel mat
Große Auswahl in

ſchränken 24, 28,Vertikos 33, 38, 46-75 r. Dueee

hafte Bettſtellen mit gutgearbeit.,
ſtaubfreien Matratzen 35, 38, 46
bis 50 Mk. r che verkauft

v Wo 37,an unt.nahe Friedrichpl.Bitte genau auf Firma achten.

Segeltuehsehuhe,

ſelbſt angeſerezt ſowieSchuür-T onhe und Schaftſtiefel nach
militäriſcher Art, Gruben-
ſchuhe, große Auswahl, ver
kauft ſehr preiswert
J. Sternüeoht, Alter Markt t.

Terruzzo-Fuschöden,
fugenlos, in beſter Ausführung;
Tenarzo- Flierten Fuhöden, T

fix und fertig verlegt,
liefert ſchnell und ſauberſt
Paul r 4 Co. G. m. d. H.
Ludw. Wuchererſtr. 57. Tel. 3001.

Täglich friſch:

Braunbler, h. P.
Welzenbler w.

Jeden Mittwoch

Weißbier I.
zum Selbſtfüllen.

n n.Verkauf wochentags von früh 6
bis abends 6 Uhr.

Schuhmacher- Artikel.

F. Xoah, Gr. Klausst. 7.

Zutterkünler
ohne Bis 50 bei

C. F- Rüäftter T
Leipzigerotrasse 90.

Jagdrad- Fahrrädor

Se z an jederm.

derte Wafſen- v Fadrrad Fabriken

in Kreiensen (Karz) Nr. 616

Kloidorkoffor
aus c. F. Rit Rohrmatte.

Ritter a
h 90.Kleiderſekre-be 2 täre 26 Mk.,

Vertikos
35 o Siege m. geſchl. Gl.

10 e ofas, Bettſt., Ma237 Se „Stühle, Küchen
möbel billig zu r
August Hosse, OeiſtftrWenn eine Frau

ganz ohne Sorge ſein will, dannverlange ſie gratis u. franko meinen
Proſpekt St. nebſt Gutachten über
die berühmten Sauerſtoff-Tablett.,
welche ärztlich r und
begutachtet ſind. L. Henne,Riethnordhauſen, Sachſ. Weimar

n rikat,von 90 Pfg. pr. ehe 2.50

empſfieCarl den 3
Kaufe

Papior, Bücher, Lumpen, Eisen,
Gummi Hetalle u. Foelle.
Rerm. Rein,

Halle-Giebiohonsteoin,
Königsberg 5. Tel. 2409.
Papier u. Papponadtalle
kaufen jeden Poſten

Kl. Brauhausſtr. 30.
Acohtung!

Reparataren ſämtlich. Schuh-
waren dauerhaft und billig. Da
ſelbſt iſt ein Poſten wenig ge
tragene Schuhwaren zu ver-
kaufen. Wie bekannt beiu Schuhmachermſtr.

Gr. Klausstrasse 12.

1 Poſten

Klnder- Mäntel
G95 G und 4

Kinder Kleldchen
205 195 bis 98

Total Ausverkauf
hohle 4. S., Alter Markt 3.

Täglich frische Kirschen,t u en gros en detail. Bllig!

Karl Laue, Oebſter,
Lauchſtädterſtraße 2

S
27 (Obſthalle).

e Donnerstag
ch a t r e ſt.

g. cher u 686.

n 1 vom Grabe
unſerer lieben Tochter Eli,können wir es nicht unterlaſfen,
allen denen, welche ihren Sarg

ſo reich mit Kränzen u. Blu
men ſchmückten und ſie zurletzten Ruheſtätte Keleiteten.
unſeren herzlichſten Dank aus
zuſprechen.

Könnern, d. 20. Juni 1911.
Die trauernde Familie
Albert Mushake.

Die Beerdigung unſ. lieben
Entſchlafenen findet Donners-
j tag nachmittags 4 Uhr von der
Leichenhalle des Südfriedhofes
aus ſtatt.

Familie Wiesner.

Direktion: Gustav Poller.
Nur noch 4 Tage:
Der Walzerkönig.
Operettenpoſſe e in 4 Akten von
Mannſtädt. Muſik v. Steffens

Pauline Frl. Jraude
sagelmann Halle a. S,

Mitglied des Hoſtheaters in
Sondershauſen.

Doppelt gereinigte

Bßett-Federn,
bett-Inlette,
bett-Wäsche,
Normal-Hemden,
Einsatz-Hemden
zu wirklich billigſten Preiſen.

M. Gottheil,
Gr. Klausstrasse 9

(Ecke Oleariusſtraße).

KinderwagenGuterhaltener
billig zu verk. Klausbergſtr. 5.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 20. Juni.
Aufgeboten: Maſchinenſchloſſer

Schiller u. Lina Brömme (Graſe-
weg 15 und Oberwünſch). Re
dakteur Grundmann und Selma
Rother (Erfurt u. Kutſchgaſſe 3).
Arbeiter Werge und Frida Gatz-
manga (Kleine Klausſtraße 5 und
Kleiner Sandberg 19). Arbeit r
Schönbrodt und Klara Kricke-
meyer (Ratswerder 7 und An der
Baderei 2). n Jacobiund Freiin v. Buttlar Treuſch
v. Brandenfels (Halle u. Schöne-

berg). Gille undBechſtein (Halle u. Remſtädt).
darkthelfer Achtzehn n lara

Schwarze (Halle Maurer Schulze und Jda ehmann
Halle und Böllberg). Arbeiter
ßleib u. A. Langner (Frauenſee).
ankbeamter Witte u. D. Brandt(Halle u. Ma deburg Müller

n ne u. A diegler (Halle und

Weiqt
Handlungsreietket Frida Berbig

Königſtraße 54).
Geboren: Landwirt Säuberlich

aus Großwülknitz S. (Zinks
ſtraße 43). Schuhmacher KlimpelS. Grugdorßeſt.afe 8). Kellner

Kedkaue T. (Dryanderſtraße 25).rokuriſten Büchel aus aber

dorf T. W 15).Tiſchler Denkewitz lbert
v dir. Tgpeit n gersS. (Beeſene tr. AſſiſtentenLudwig T e Worten e 17).

Cehorben: Privatmann Arts

Schleſinger, 71 rde (Charlotten

r. g eiter rMag.in et erch S., 5 J Lerchen
feldſtr. 17). ine indolph
S., 10 Mon. Böllbergerweg 27).
vo Müller aus Salzmünde,

Bergmanngstroſt).Z. ord Fr. punenſtr. 34)

E Doſenöllner und Olga iege
(München und Leſſingſtraße 2).

Geſtorben: Lokomotivheizers
Würdig S., 4 Mon. (Wilhelm
ſtraße H. Lehrers Gattig Ehe
frau Agnes geb. Schmidt aus
Senftenberg, 49 J. (Diakoniſſen
haus). Bäckers Wendling S.,
1 J. (Deſſauerſtraße 11).

Verband

er Fabrikarbelter.

Nachruf.
Am Montag abend ſtarb

nach langer Krankheit unſer
werter Kollege, der Arbeiter

Auguſt Wieſner

im Alter von 56 Jahren.
Ehre ſeinem Andenken!

Die Ortsverwaltung.

ne n

Am Freitag den 16. Juni
verſtarb infelse Unfalles der
Parteigenoſſe

Franz Mölitſch
aus Zöſchen.

Die Genoſſen vom ial
demokratiſchen Wahl- VereinMerſeburg „BDacrſurt,

Dir Wehlitz.
vorm. Aug. Gro ß, jetzt A. J ä hni g. Sämtl. i. Halle a. S.
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Die Wahlen in Oeſterreich.
Unter ſtarker Beteiligung und ſtürmiſchen und leidenſchaft

lichen Kämpfen, die, wie bereits gemeldet, leider in einigen
Landesteilen blutigen Charakter angenommen haben, ſind am
Dienstag die Stichwahlen in 168 Bezirken vor ſich gegangen.
Jn der Stichwahl ſtanden 44 Chriſtlichſoziale, 69 Deutſchfrei
heitliche, 60 deutſche Sozialdemokraten, 39 tſchechi-
ſche Sozialdemokraten, 36 tſchechiſche Agrarier, 28
Tſchechiſchklerikale, 13 Jungtſchechen, 5 Tſchechiſchnationale,
8 Jtaliener und 4 Südſlawen.

Heftig tobte der Kampf namentlich in Wien, wo es galt, die
Niederlage der Chriſtlichſozialen vollſtändig zu machen. Die
ſchwarzen Geſellen wehrten ſich verzweifelt, arbeiteten mit
einem beiſpielloſen Terrorismus und Wahlbetrug
und Wahlſchwindeleien aller Art. Eine große An
zahl von Perſonen wurden in Wien wegen Verletzung
des Wahlſchutz geſetzes verhaftet.

Jn Galizien, wo am Montag in den meiſten Bezirken erſt
die Hauptwahl erfolgte, iſt es noch ſkandalöſer zugegangen.
Hier waren es die Wahlbetrügereien der galiziſchen Schlach-
zizen, die unter den Wählern eine maßloſe Empörung her-
vorriefen, und worauf dann die Soldateska ein furchtbares
Blutbad unter den Maſſen anrichtete. Aus Drohobyc z
wird nach Lemberg berichtet, daß im Spital 47 Schwerver-
letzte liegen, darunter drei Frauen, ein Mädchen, ein
Student und ein Beamter der Gasanſtalt. Außer den bereits
genannten acht Perſonen, die ſofort den Tod fanden,
wurden angeblich noch weitere zehn Perſonen getötet. Es
herrſcht in der Stadt große Erregung, da angeblich konſtatiert
worden ſein ſoll, daß entgegen der Dienſtinſtruktion die Schüſſe
ohne vorherige Mahnung abgegeben worden ſeien. (7) Jn
Lemberg, ſowie in Zambor iſt es aus Anlaß der Wahlen
zu Zuſammenſtößen zwiſchen chriſtlichen und jüdiſchen
Bewohnern gekommen. Die Krawalle nahmen einen derartigen
Umfang an, daß das Militär einſchritt. Jn Lemberg wurden
13 Perſonen, in Zambor 10 Perſonen zum Teil
ſchwer verletzt.

Ueber die Stadt Sereth in der Bukowina wurde, trotzdem
keine weiteren Ruheſtörungen vorgekommen ſind, der Belage-
rungszuſtand verhängt. Die Stadt iſt wie ausgeſtorben. Von
den Häuſern wehen Trauerfahnen. Sämtliche Geſchäfte,
Caféhäuſer und Reſtaurants ſind geſperrt.

Bis jetzt ſind aus Oſtgalizien 86 Reſultate bekannt.
Unter den Gewählten befinden ſich Eiſenbahnminiſter Glom-
binski und Landsmannminiſter Zaleski, ferner der polniſche
Demokrat Löwenſtein, welcher in Drohobycz mit großer Mehr-
heit gegen die Zioniſten ſiegte.

Nach den bis Dienstag mittag vorliegenden Nachrichten
waren bis dahin in ſiebzig Wahlkreiſen Weſt- und Oſt-
galiziens mit insgeſamt 106 Mandaten 38 Abgeordnete
endgültig gewählt worden, und zwar dreißig Mitglieder des
Polenklubs, fünf Sozialdemokraten, unter ihnen
Daszynski zweimal, ferner der unabhängige Sozialiſt
Breiter und zwei Ruthenen. Der Polenklub gewinnt bisher
drei und verliert zwei Mandate, die Sozialdemokraten
gewinnen zwei, die Zioniſten verlieren zwei, die Ruthenen
ein Mandat.

L

Der Zuſammenbruch der Chriſtlichſozialen in Wien.
Wien, 20. Juni. Bei den Stichwahlen für den Reichs

rat haben die Chriſtlich ſozialen in Wien eine
vollſtändige Niederlage erlitten, ihre ſämt-
lichen Führer ſind gefallen. Unter den durchge-
fallenen Kandidaten befinden ſich: Miniſter Dr. Weiß-
kirchner, der im neunten Bezirk zweimal kandidierte, der
Bürgermeiſter Dr. Neumaier, der Präſident des Abgeord-
netenhauſes Dr. Pattey, Prinz Liechtenſtein, der Vize-
bürgermeiſter Hier ham mer, der ehemalige Miniſter von
Witteck und noch ſechs andere chriſtlichſoziale
Abgeordnete, die bisher ein Wiener Mandat inne hatten.
Es fehlen noch die Reſultate aus der Leopoldſtadt, aus Florids-

dorf, aus Simmering und Mödling. Von den chriſtlichſozialen
Abgeordneten ſind nur Kuhn und Heil in ger wieder-
gewählt worden. Jn der Leopoldſtadt dürfte der Sozial-
demokrat Schuhmeier gewählt und auch im 20. Bezirk
ein Sozialdemokrat durchgebracht werden. Von 23 in Wien
in der Stichwahl zu beſetzenden Mandaten ſind bisher 21 Er-
gebniſſe bekannt. Gewählt ſind acht Deutſchfreiheitliche, zwei
Chriſtlichſoziale und elf Sozialdemokraten. Jn der
Provinz iſt die Lage der Sozialdemokraten noch beſſer, dort
haben ſie bereits drei Mandate erobert und auch die
Deutſchnationalen ſcheinen diesmal in Böhmen Erfolge zu er
zielen.

Weitere Einzelreſultate liegen bis jetzt noch nicht vor.
3

Weißkirchner ab. 100 Sozialdemokraten.
Wien, 21. Juni. Geſtern abend fand ein Miniſterrat ſtatt,

in dem der durchgefallene chriſtlichſoziale Miniſter Dr. Weiß-
kirchner ſeine De miſſion überreichte. Nach den bisher
vorliegenden Wahlreſultaten wird der deutſchnationale Ver-
band wieder die ſtärkſte Partei des Hauſes ſein, er zählt bis
jetzt 93 Mitglieder ohne die Wiener Abgeordneten. Die
Sozialdemokraten, die im vorigen Abgeordnetenhaus
87 Mann ſtark waren, haben bis jetzt 78 Mandate er
rungen und hoffen, mit ungefähr 100 Mann im neuen
Haus erſcheinen zu können. Der geſtrige Abend der Wahlen iſt
in Wien ziemlich ruhig verlaufen, trotzdem man große Demon-
ſtrationen befürchtet und Militär allerorts konſigniert hatte.

Ciberale Wahlrechtsfeinde.

Daß die Nationalliberalen erbitterte Feinde des gleichen
Wahlrechts ſind, wird immer wieder aufs neue bewieſen. Wir
verſtehen ihre Wahlrechtsfeindſchaft ja auch vollkommen denn

die Partei repräſentiert die Groß- und Schwerindu-
ſt rie, und die Jntereſſen dieſer millionenſchweren Kreiſe
können nicht beim gleichen Wahlrecht auf ihre Rechnung kom
men. Das wiſſen die Natiodnalliberalen ſehr genau, ſie wiſſen
ſogar, daß dieſe ſelbe Tatſache auch für den Freiſinn gilt.
Jn dieſer Beziehung iſt es ſehr intereſſant, was die national-
liberale Magdeburgiſche Zeitung in ihrer geſtrigen
Ausgabe (Nr. 308, 20. Juni) ausführt. Sie ſchreibt:

Für die Sozialdemokratie bedeutet zweifellos die Ein-
führung des Reichstagswahlrechtes für die Landtage die Er-
oberung zahlreicher Mandate auch in dieſen Parlamenten.
Weniger verſtändlich bleibt nach wie vor die freiſinnige Be
geiſterung für die Einführung des Reichstagswa' lrechtes in
die Landtage, weil für den Freiſinn und ſeinen Mandats-
beſitz in den Landſtuben die Einführung des allgemeinen,
gleichen, geheimen und direkten Wahlrechtes höchſtwahrſchein-
lich nur die Ablöſung durch die Sozialdemokratie bedeuten
wird. Es iſt auch ganz zweifellos feſtſtehende Tatſache,
daß mindeſtens die Hälfte der freiſinnige Wähler gar nicht
daran denkt, einer ſolchen Selbſtvernichtung der Partei zuzu
ſtimmen. Was die Fraktion der Fortſchrittlichen Volks-
partei bewegen mag, an der Forderung des Reichstagswahl
rechtes für Preußen feſtzuhalten, dürfte in der Konkurrenz
mit der Demokratie, in dem alten Beharren auf doktrinären
Jdeen und ſchließlich in der Hoffnung, durch eine „popu-
läre Forderung“ neue Anhänger zu gewinnen, zu ſuchen ſein.

Wir freuen uns dieſer offenen Darlegung und quittieren
dankend darüber, daß die Nationalliberalen ihre freiſinnigen
Verbündeten ſo gut kennen. Wer auf den Freiſinn baut, hat
auf Sand gebaut.

Die Magdeburgiſche Zeitung wendet ſich weiter energiſch
gegen die Parole: gegen rechts! Sie iſt arg böſe mit dem
Hanſabund und ſagt:

Die entſchloſſene Rückſichtsloſigkeit, die hier gepredigt wird:
um den Kampf gegen rechts durchführen zu können, jede
Hilfe von links bis zum extremſten Extrem anzunehmen,
iſt nur eine klangvollere Auflage des alten Wortes: den
Teufel mit Beelzebub zu vertreiben. Jn einer ſolchen
Kampfftellung iſt freilich kein Platz für die nationalliberale
Partei. Das muß mit aller Entſchiedenheit und
Klarheit ausgeſprochen werden.

Bravol! Jntereſſant iſt, daß der Freiſinn mit dieſer
Geſellſchaft der Junkerknechte faſt überall zuſammengeht und
Wahlbündniſſe mit ihnen geſchloſſen hat. Die M. Z. geht in
ihrer Wahlrechtsfeindſchaft noch weiter: Sie erklärt:

Aber auch daran darf die nationalliberale Partei keinen
Moment Zweifel aufkommen laſſen, daß ſie ſich der Ueber-
tragung des Reichstagswahlrechtes, ſo unantaſtbar es ihr für
das Reich iſt, auf Preußen unbedingt widerſetzen wird. Jetzt
mehr wie je tut eine ſo unzweideutige klipp und klare
Stellungnahme zum Wahlrecht bitter not. Wer Land und
Leute in Preußen kennt, der weiß, daß die weiten Schichten
gerade des erwerbstätigen Mittelſtandes auf ſolche Stellung-
nahme warten.

Es klingt wie Hohn, wenn die M. Z. in den Kernſatz die
Einſchachtelung macht: „ſo unantaſtbar es ihr für das Reich
iſt“. Den Wahlrechtsfeinden, die kein gleiches Recht für Preußen
wollen, iſt jede politiſche Schurkerei im Reiche zuzutrauen.

Liberalismus, dein Name iſt Schmachl

Internationgler Tertilarbeiter- Kongreß

k. r. Amſterdam, 16. Juni 10911.

Fünfter Verhandlungstag.
Von Turner- England wird eine Reſolution begründet,

die ſich gegen den Krieg und die militariſtiſchen
Rüſtungen und für die Propaganda des Welt-
friedens erklärt. Er weiſt darauf hin, wie ſchrecklich in
allen Ländern die Militär- und Flottenrüſtungen angewachſen
ſind. Man braucht denkenden Arbeitern nicht mehr ausein-
anderzuſetzen, wie ſehr dieſe Rüſtungen einzig und allein den

Jntereſſen der Kapitaliſtenklaſſe dienen, wie
ſie daher von den großen kapitaliſtiſchen Syndikaten eifrig ge-
fördert werden, und wie auch die Zeitungen, die aus derſelben
Quelle geſpeiſt werden, alles aufbieten, um den Rüſtungswahn-
ſinn weiter zu treiben und ihren Hintermännern immer neue
Profitquellen zu erſchließen. Man merkt bei den herrſchenden
Klaſſen nicht im geringſten die Neigung, dieſes für ſie profi-
table Syſtem etwas einzuſchränken, um ſo mehr muß die Ar-
beiterklaſſe dafür ſorgen, daß die Rüſtungsbäume des Unter-
nehmertums nicht in den Himmel wachſen. Denn die Arbeiter-
klaſſe aller Länder iſt nicht mit einem einzigen ihrer
Intereſſen mit dieſer nationalen und internationalen Profit-
politik des Unternehmertums verbunden. Die Bewegung gegen
den Krieg muß dazu führen, daß jedesmal, wenn die herrſchen-
den Klaſſen aufrufen zu einem großen Krieg, die Arbeiter aller
Länder ihnen zurufen: Schlagt euch ſelbſt! Wir haben
keine Veranlaſſung, unſere Knochen für euch zu Markte zu
tragen, die Zeit iſt vorbei, wo die herrſchenden Klaſſen die Ar-
beiterſchaft zu Schildträgern blutiger kapitaliſtiſcher Jnter-
eſſenpolitik benutzen konnten. Es naht jetzt die Zeit, wo die
Völker ſich von der Brüderlichkeit, von der Logik
und Moral bei ihrer Politik leiten laſſen, nicht aber von
blutgierigen kapitaliſtiſchen Jnſtinkten. Seine Ausführungen
klingen aus in der Aufforderung, alle Friedensbeſtrebungen,
die in den Staaten auftauchen, zu unterſtützen.

Für die deutſche Delegation ſprach Genoſſe Krätzig. Er
begründete ein paar grundſätzliche Aenderungen an der Reſo-
lution der Engländer. Dieſelbe müſſe zum Ausdruck bringen,
daß wir nicht nur deshalb den Krieg und die Rüſtungen
verwerfen, weil ſie uns keine wirtſchaftlichen Vorteile bringen,
ſondern wir verwerfen ſie grundſätzlich, weiſ ſie kultur-
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widrig und ein Verbrechen an der Menſchheit
ſind. Wir bekämpfen den Militarismus, und müſſen alles tun,
ihm die Mittel zu verweigern, weil er den HKapitalismus, dem
ſeine eigenen Produktivkräfte über den Kopf zu wachſen be
ginnen, immer neue Anlagegebiete zur Unterbringung ihrer
Kapitalien, immer neue Möglichkeiten zur Verſchwendung von
Sachgütern und zur Ausbeutung der Maſſen bietet, weil er vor
allen Dingen zur Niederhaltung des Proletariats, zur Ver-
längerung der Lohnſklaverei und zum gewalttätigen Hemmnis
der geſellſchaftlichen Fortentwicklung zum Sozialismus dient.

Lattle- England (Spinner) ſchloß ſich der ſcharfen Kritik
über Krieg und Militarismus an, auch er ſieht nicht ein ein-
ziges Moment, was vom Standpunkte des Arbeiters als ſtich-
a für Kriege und Rüſtungen ins Feld geführt werden
ann.
Die Reſolution findet darauf, nach einigen Aenderungen auf

Vorſchlag der Deutſchen, einſtimmige Annahme.
Ueber die Frage der internationalen Solidari-

tät referierte Röſſel-Deutſchland. Er betonte, daß
deutſcherſeits die Auseinanderſetzungen hierüber als einen der
wichtigſten Punkte der Tagesordnung betrachtet werde und des
halb plädiere er von vornherein für eine verlängerte Redezeit.
Urſache zur Behandlung dieſer Frage habe der im Jahre 1909
ſtattgefundene Großſtreik in Schweden gegeben, damals habe
ſich die internationale Solidarität durchaus nicht ſo be-
tätigt, wie es notwendig war. Amerika habe gar kein Geld
geſandt, England nur ſehr wenig; millionenſchwere Körper-
ſchaften ſchickten anſtatt Geld nur Reſolutionen und Sym-
pathie-Telegramme. Die deutſche Organiſation ſagt ſich nun,
die ausländiſchen Organiſationen haben genau ſo die Pflicht,
ſolidariſch zu handeln, als wie die deutſchen es tun. Die Eng-
länder führen für ihr Verhalten verſchiedene Gründe an. Sie
ſagen z. B.: Die Verbandsſtatuten erlauben es nicht, größere
Summen durch die Vorſtände zu bewilligen.

Dieſen Grund erkennen die Deutſchen aber nicht als ſtich-
haltig an; wenn die Statuten ein Hindernis zur Betätigung
der notwendigen finanziellen Hilfe bei großen Kämpfen ſfind,
dann werden die Trades Unions ihre Statuten eben revidieren
müſſen. Weiter ſagen die Engländer: „Wir haben keine Preſſe,
mit der wir ſo an die Arbeiter herankommen können, wie die
Deutſchen.“ Den deutſchen Arbeitern iſt ihre Partei- und Ge-
werkſchaftspreſſe auch nicht über Nacht vom Himmel in den
Schoß gefallen, und die Deutſchen meinen, daß es den Organi-
ſationen in England genau ſo gut möglich iſt wie in Deutſch-
land, eine ſelbſtändige Textilarbeiterpreſſe zu ſchaffen. Eine
weitere Schwierigkeit zu durchgreifenden Solidaritätsbekun-
dungen nach dem Beiſpiel der Deutſchen erblickt Röſſel in dem
Mangel einer engliſchen Einheitsorganiſation, und er freut
ſich, daß ſich jetzt in England Anſätze zur Zentraliſation be-
merkbar machen. Jm weiteren führt Röſſel den Engländern
vor Augen, wie auch für ſie die internationale Solidarität
praktiſche Bedeutung erlangen kann; auch ſie können in die
Lage kommen, energiſche Angriffe auf ihre Trades-Unions
abwehren zu müſſen. Die engliſchen Gewerkſchaften haben ſich
40 Jahre lang ungeſtört politiſch betätigen können, ſolange ſie
im Fahrwaſſer bürgerlicher Parteien ſchwammen; ſeit dem
Augenblick aber, wo ſie ſelbſtändig als politiſche Macht auf-
traten, ſucht man ſie an der Verwendung ihrer Mittel zu poli-
tiſchen Zwecken zu hindern man verweigert ihnen das, was
ſie 40 Jahr ungehindert getan haben und ſucht ihnen durch be-
hördliche und gerichtliche Verfolgungen das Rückgrat zu knicken.
Eine ganze Menge Erſcheinungen ſind nichts weiter als der
Ausdruck der immer ſchärfer werdenden Spannung, die ſich
infolge der ſelbſtändigen politiſchen Betätigung der engliſchen
Arbeiterklaſſe zwiſchen ihr und dem Unternehmertum ent-
wickelt. Und im Verfolg dieſer Spannung werden auch den
engliſchen Organiſationen ſchwere Kämpfe nicht erſpart
bleiben, bei denen ſie von den ſchärfſten Mitteln Gebrauch
machen müſſen. Daraus ergibt ſich aber von ſelbſt, daß die
internationale Solidarität ſich nicht nur auf die gewerkſchaft-
lichen, ſondern auch auf die politiſchen Aktionen der Ar-
beiterklaſſe erſtrecken muß, die unternommen werden zur Er-
ringung notwendiger neuer politiſcher Rechte oder zur Abwehr
von Angriffen auf bereits beſtehende politiſche Rechte.

Auch die Auffaſſung, daß unter allen Umſtänden von
vornherein nur finanziell genügend fundierte Streiks geför-
dert werden können. ſei durchaus nicht vorbehaltlos zu billigen.
Redner wies als Beiſpiel auf dem im Jahre 1889 ſtattgefunde-
nen engliſchen Dockarbeiterſtreik hin. Jm weiteren beſpricht
der Redner andere Vorkommniſſe in der engliſchen Arbeiter-
bewegung, die den ſchärfſten Proteſt der organiſierten konti-
nentalen Arbeiter herausfordern. So fand es beiſpielsweiſe
der engliſche Arbeiterführer Ramſey Macdonald für an-
gebracht, ſich zum Feſteſſen mit dem deutſchen Kaiſer, dem
ſcharfen Gegner der deutſchen Arbeiterbewegung, an einem
Tiſch zu ſetzen. Ein Mitglied der Delegation zu dieſem Kon-
greß ſcheue ſich nicht, offiziell an Feſtlichkeiten der engliſchen
Krönungsfeierlichkeiten teilzunehmen. Das ſind Handlungen
von Vertretern der der modernen Arbeiter- Internationale An-
gehörigen, durch die ſie ſich nach den Begriffen der kontinen-
talen Arbeiter aufs tiefſte in ihrer Würde als Arbeiterver-
treter herabſetzen.

Redner faßte ſich zum Schluß dahin zuſammen, daß die
internationale Solidarität eine vollſtändige ſein müſſe, eine
alle Seiten des proletariſchen Klaſſenkampfes umfaſſende.

Shanc- England volemiſierte gegen die Röſſelſchen Aus-
führungen, ohne dieſe Angriffe jedoch entkräften zu können.
Nachdem noch ein Vertreter der Belgier die zwar ſcharfe,
doch zutreffende Kritik Röſſels unterſtrichen hatte, ſprach noch
Hübſch und nochmals Röſſel; ſie wieſen nochmals auf die
mangelhafte Unterſtützung des Schwedenſtreiks durch England
und andere Nationen hin und empfahlen die Annahme der
Reſolution. Die angenommene Reſolution beſagt, daß dem
Proletariat aller Länder die Pflicht ſolidariſcher Hilfeleiſtung
bei Rieſenkämpfen erwächſt. Dabei iſt es gleich, ob die Ur-
ſachen des Kampfes rein wirtſchaftlicher Natur ſind oder ob
etwa freiheitlichere Jnſtitutionen erkämpft oder Rechte ver-
teidigt werden müſſen. Die der Jnternationale der Textil-
arbeiter angeſchloſſenen Organiſationen verpflichten ſich, ihre
Mitglieder nach Kräften, in Wort und Schrift in dieſem Sinne
zu erziehen.

Zum Streikreglement wurde gegen die Stimmen der Eng-
länder beſchloſſen, daß durch die Unterſtützung aus dem inter-
nationalen Streikfonds der Fonds nicht unter 100 000 Frank
ſinken darf. Sinkt der Fonds durch ſtarke Jnanſpruchnahme
dieſer Summe, ſo ſoll er durch Erhebung von Extraſteuern,



die pro Woche und Milglied 5 Tentimetes nicht überſteigen
dürfen, wieder auf die alte Höhe gebracht werden. r
nächſte Kongreß findet in England ſtatt, auch behält das
internationale Sekretariat ſeinen Sitz in England.

Damit ſind die Arbeiten des Kongreſſes erledigt.

Deutſcher Konſumgenoſſenſchaftstag.
k. r. Leipzig, 10. Juni 1011.

Am Sonnabend, Sonntag und Montag morgen tagten be-
reits geſchloſſene Sitzungen des Zentralvorſtandes, Ausſchuſſes
und der Funktionäre des Zentralverbandes deutſcher Konſum
vereine. Jn der letzteren Sitzung referierte Paul Saupe-
Elberfeld über die Bedeutung der Berufsgenoſſenſchaften für
die Konſumvereine, und Hugo Bäſtlein-Henrichs b. Suhl
über techniſche und genoſſenſchaftliche Aufgaben der Ver-
bandsreviſoren. Am Montag mittag 4 Uhr wurde mit
einer Anſprache von Heinr. Lorenz Hamburg die in einem
Nebenſaale des Leipziger Volkshauſes etablierte genoſſenſchaft-
liche Ausſtellung eröffnet. Die Ausſtellung verdient mit Recht
den Namen eines Anſchauungsunterrichts, aus dem man
lernen kann, wie die Organiſation des Konſums und der Pro-
duktion in muſtergültiger Weiſe im großen wie im kleinen ge-
macht werden kann; ſie zeigt der Oeffentlichkeit, was die Ge-
noſſenſchaftsbewegung heute ſchon leiſtet, und bringt den Be
weis von den großen Fortſchritten, die ſie macht.

Abends um 7 Uhr erfolgte die Eröffnung des Genoſſen-
ſchaftstages im geſchmockvoll dekorierten Saale des Leipziger
Volkshauſes. Es ſind 830 Delegierte angemeldet; dieſer Ge-
noſſenſchaftstag iſt alſo der ſtärkſtbeſchickteſte von allen, die bis
jetzt ſtattfanden.

Von ausländiſchen Genoſſenſchaften ſind ver-
treten: der internationale Genoſſenſchaftsbund aus Eng-
land, die engliſche, ſchottiſche und däniſche Groß-
einkaufsgeſellſchaft, der nie de rlän diſche Genoſſenſchafts-
bund, der ſchweizeriſche und ſchwediſche Verband, und
der Verband chriſtlicher Genoſſenſchaften Ungarn s.

Von den freien Gewerkſchaften Deutſchlands
ſind vertreten die Verbände der Transportarbeiter,
Tabakarbeiter, Bäcker, Lagerhalter, Hand-
lungsgehilfen und der Verband der Vorſtands-
mitglieder genoſſenſchaftlicher Unterneh-
muüungen. Die Generalkommiſſion iſt vertreten durch Um-
vreit.

Muſik und der Chorgeſang: Krönt den Tag leiteten die Er-
öffnung ein. Als Vorſitzende wurden Radeſtock-Dresden,
Barth-München, Arnold-Leipzig, als Schriftführer
Lorenz Hamburg gewählt. Dann hießen Radeſtock-
Dresden im Namen des Vorſtandes und Arnold-Leipzig im
Namen des Konſumvereins Leipzig- Plagwitz die Erſchienenen
herzlich willkommen. Radeſtock erklärte, daß die Genoſſen-
ſchaftsbewegung, unbekümmert um die Behauptungen der
bürgerlichen Zeitungen, daß der Mittelſtand ein Anrecht
auf die Arbeiter als Konſumenten hat, ihren Weg gehen wird.
Das Jahr 1910 zeige wieder eine gute Weiterentwicklung des
Zentralverbandes, die noch bedeutender ſein würde, wenn die
wirtſchaftliche Entwicklung eine günſtigere geweſen wäre.
Redner aus Dänemark, England, Schottland, Niederlande,
Ungarn geben ein Bild der Genoſſenſchaftsbewegung ihrer
Länder und überbrachten die Grüße und Wünſche ihrer Kor-
porationen. Unter den Ausführungen dieſer Redner erwähnen
wir als bemerkenswert beſonders die Mitteilungen des en g-
liſchen Redners, daß in der Eigenproduktion der Ge-
noſſenſchaften Englands heute bereits über 20 000 Perſonen
beſchäftigt ſind. Fünf der größten Mühlen Englands ſind in
genoſſenſchaftlichem Betrieb, 5000 Arbeiter ſind in genoſſen-
ſchaftlichen Schuhfabriken beſchäftigt, aus denen wöchentlich
über 50 000 Paar neugefertigte Schuhe hinausgehen. Ferner
die Mitteilung der Vertreter der Schwei z, daß die ſchweize-
riſche Genoſſenſchaftsbewegung heute 212 000 Mitglieder zählt.
Die geſamte Schweiz hat nur 800 000 Haushaltungen aufzu-
weiſen die Schweizer haben alſo mehr als ein Viertel ihrer
Haushaliungen genoſſenſchaftlich organiſiert.

Umbreit, als Vertreter der anweſenden Gewerkſchaften
und der Generalkommiſſion wies darauf hin, wie die Gewerk-
ſchafts- und die Genoſſenſchaftsbewegung in Deutſchland ſich
zu einem Machtfaktor entwickelt haben, mit der die geſamte
Gegenwart rechnen muß. Wie die Gewerkſchaften die Aufgabe
haben, die Arbeiter als Arbeiter, als Träger der Arbeit s-
kraft zu organiſieren, ſo haben die Genoſſenſchaften die Auf-
gabe, die Arbeiter als Konſumenten zu organiſieren.
Dieſe Bewegungen müſſen ſich auf einer ganzen Reihe von
Gebieten verſtändigen, und es ſind denn auch ſchon weſentliche
Vereinbarungen zuſtande gekommen, die hinauslaufen eines-
teils auf die gemeinſame Bekämpfung der Heimarbeit,
andernteils auf den Abſchluß von Lohn- und Arbeits-
tarifen. Und gegenwärtig planen beide Bewegungen ein
großes Werk auf dem Gebiete der Organiſation des
Unterſtützung sweſens für die ganze deutſche Ar-
beiterſchaft, das hoffentlich durch die Verhandlungen dieſes
Kongreſſes und des in der nächſten Woche ſiattfindenden deut-
ſchen Gewerkſchaftskongreſſes zum Abſchkuß gebracht wird.

Danach referierte der Generalſekretär Heinrich Kauf-
mann Hamburg über den erſten Punkt der Tagesordnung:
Beitritt bes Zentralverbandes deutſcherKonſumvereine zum internationalen Gewerk-
ſchaftsbunde. Einſtimmig und ohne Diskuſſion wurde
durch die Annahme der vom Referenten vorgelegten Reſolution
der Beitritt beſchloſſen. Die Bundesbeiträge für alle ange-
ſchloſſenen Genoſſenſchaften werden laut dieſer Reſolution aus
der Kaſſe des Zentralvorſtandes bezahlt.

Abends um 912 Uhr wurde die Sitzung auf Dienstag ver-
tagt.

Die angenommene Reſolution hat folgenden Wortlaut:
„Der achte ordentliche Genoſſenſchaftstag des Zentralver-

bandes deutſcher Konſumvereine vom 19. bis 21. Juni 1911 in
Leipzig beſchließt auf Grund des S 8 der Satzungen des Jnter-
nationalen Genoſſenſchaftsbundes den Beitritt zum Jnter-
nationalen Genoſſenſchaftsbunde mit ſeinen ſämtlichen
Organiſationen, den Reviſionsverbänden. der Großeinkaufs-
geſellſchaft und den einzelnen Genoſſenſchaften und Geſell-
ſchaften.

Dabei wird ausdrücklich feſtgeſtellt, daß, nachdem der Bei-
tritt des Zentralverbandes mit ſämtlichen angeſchloſſenen
genoſſenſchaftlichen Organiſationen erfolgt iſt, die einzelnen
angeſchloſſenen Organiſationen nicht mehr berechtigt ſein
ſollen, die Mitgliedſchaft des Jnternationalen Genoſſenſchafts-
bundes zu erwerben.

Die Beiträge für den Jnternationalen Genoſſenſchaftsbund
werden von den einzelnen an den Zentralverband ange-
ſchloſſenen Organiſationen nicht erhoben.

Die einzelnen genoſſenſchaftlichen Organiſationen des Zen-
tralrerbondes deutſcher Konſumpereine ſind berechtigt, auf
eigene Koſten die internationalen Genoſſenſchaftstage durch
einen oder mehrere Delegierte zu beſchicken,

Die dem Zentratberbände zuſtehenben Simmen auf ben
internationalen Genoſſenſchaftstagen werden auf den Zentral-
verband, die Großeinkaufsgeſellſchaft und die Reviſionsver
bände verteilt, jedoch mit der Maßgabe, daß, falls die Dele-
giertengefamtzahl geringer iſt als die Zahl der dem Zentral-
verbande zuſtehenden Stimmen, zunächſt jeder Delegierte eine
Stimme zu erhalten hat. Beträgt die Geſamtzahl der Dele-
gierten weniger als die Hälfte der zur Geſamtzahl zur Ver
fügung ſtehenden Stimmen, ſo hat jeder Delegierte wenigſtens
zwei Stimmen zu erhalten und in gleicher Weiſe fort.

Nach dem Statut des Jnternationalen Genoſſenſchafts
bundes ſtehen im Falle des Beitritts der Geſamtorganiſation
den einzelnen angeſchloſſenen genoſſenſchaftlichen Organi-
ſationen die offiziellen Publikationen des Jnternationalen
Genoſſenſchaftsbundes nicht zu. Es wird daher den genoſſen-
ſchaftlichen Organiſationen hiermit nahegelegt, auf eigeneKoſten dieſe Publikationen, ſpeziell das Snierhationake Ge

noſſenſchaftsbulletin und das Jahrbuch in einem oder mehreren
Exemplaren zu abonnieren. Das Abonnement erfolgt nur
durch das Sekretariat des Zentralverbandes deutſcher Konſum
vereine.

Auf die Tagesordnung der Genoſſenſchaftstage des Zentral-
verbandes deutſcher Konſumvereine iſt regelmäßig der Gegen-
ſtand: Die Angelegenheiten des Jnternationalen Genoſſen-
ſchaftsbundes zu ſetzen. Es iſt über die Entwicklung des
Bundes hier ein furzer Bericht zu erſtatten. Wichtige Ange-
legenheiten des Bundes, die von allgemeinem Jntereſſe ſind
und für deren Entſcheidung die internationalen Genoſſen-
ſchaftstage zuſtändig ſind, können hierbei zur Vorbeſprechung
geſtellt werden.“

Gewerkſchaftliches.
Die Evangeliſchen und die Gelben.

Der Verbandstag evangeliſcher Arbeiterversine
Mitteldeutſchlands, der im Jahre 1908 in Halle tagte, faßte
einen Beſchluß, durch den „den evangeliſchen Arbeitervereinen ein
Zuſammenſchluß mit anderen Vereinen, namentlich aber mit den
gelben Vereinen unterſagt“ wurde. Jetzt haben die evangeliſchen
Arbeitervereine Magdeburg-Altſtadt und Magdeburg-
Buckan bei dem diesjährigen Verbandstage in Thale a. H.
beantragt, dieſen Beſchluß wieder aufzuheben. Jn der Begrün-
dung ihres Antrages ſchildern die beiden Vereine, wie übel es
ihnen bekommen ſei, daß ſie ſich trotz des Hallenſer Beſchluſſes
an der ſogenannten gelben Verſtändigungskonferenz, die im
Oktober v. Js. in Magdeburg tagte, beteiligten: „Die Folge
waren verſchiedene Zuſchriften, die zum Teil in einem etwas
merkwürdigen Ton gehalten waren und in recht ſcharfen Aus
drücken unſer Handeln mißbilligten und rügten.“ Einer Erklärung
im Evangeliſchen Arbeiterboten habe die Schriftleitung eine
fühlbare Rüge angehängt und eine Ausſchußſitzung in Goslar ſei
ebenfalls zu einem für die Magdeburger Evangeliſchen abſprechen-
den Erkenntnis gekommen, das zum Ueberfluß auch noch mit ſamt
dem Protokoll im Evangeliſchen Arbeiterboten veröffentlicht
worden ſei. Man habe das alles aber ſtill hingenommen in dem
Bewußtſein, das beſte erſtrebt zu haben und weil man nicht auch
noch den „Gegnern aus dem andern Lager“ Waſſer auf die
Mühlen liefern wollte.

Jetzt ſuchen nun die gerüffelten Magdeburger beim Thalenſer
Verbandstage Hilfe. Sie betonen, daß mehrere ihrer älteſten
Mitglieder, die ebenfalls Mitglieder der Werkvereine ſind, aus
ſcheiden würden, falls das Verbot aufrecht erhalten bliebe. Ein
Vortrag des Vorſitzenden des Werkvereins vom Magdeburger
Krupp-Gruſonwerk über Die Ziele und Beſtrebungen der Werk-
vereine habe ihnen die volle Ueberzeugung gebracht, daß ſie mit
dieſen Beſtrebungen durchaus einverſtanden ſein könnten.
Und ſchließlich heißt es noch: „Wenn zu der großen Oktober
verſammlung der (gelben) Vereine in Magdeburg ſelbſt die
höchſten Beamten der ſtädtiſchen und Provinzialbehörden erſcheinen,
und die wohlgeſetzten, überzeugenden Reden zu weiterem Tun und
Vorwärtsſtreben ermuntern, können auch wir keinen ſtichhaltigen
Grund für unſere Abkehr finden, ſondern würden uns noch mehr
vereinſamen denn bis jetzt iſt uns von unſeren Verbänden noch
in keiner Weiſe Hilfe geworden

Jn ihrer Furcht vor der Vereinſamung verraten die braven
Magdeburger Evangeliſchen ſchlankweg alle Arbeiterintereſſen und
haben nur noch den einen Wunſch, mit fliegenden Fahnen in das
Lager der Gelben überzugehen und dem Wohlgefallen der höchſten
ſtädtiſchen und Provinzialbeamten zu leben. Man darf neugierig
ſein, ob der Verbandstag in Thale, der in dieſen Tagen ſtatt
findet, ihnen auf dieſem Wege folgen wird.

Streiks und Lohnbewegungen im Baugewerbe.
Jn den Lohngebieten Straßburg i. d. Uckermark und Paſe-

walk-Löcknitz ſind die Maurer ausſtändig, nachdem Verhand
lungen zu keinem befriedigenden Ergebnis geführt hatten. Die
Forderungen der Arbeiter erſtrecken ſich auf Lohnerhöhung und
Regelung der Laufzeit bei Ueberlandarbeit.

Der vor drei Wochen begonnene Streik der Bauhilfsarbeiter
in Spandau iſt mit einem Tarifabſchluß beendet. Er bedeutet
einen großen moraliſchen Erfolg für dieſe Arbeiterkategorie, weil
zum erſten Male die Anerkennung der Organiſation und die ver-
tragliche Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen durchgeſetzt
werden konnte. Die Lohnerhöhung beträgt 7 Pfg. pro Stunde,
ſie wird in drei Staffeln eingeführt und erreicht die Höhe von
52 Pfg. für gewöhnliche Bauhilfsarbeiter.

Der Abwehrſtreik der Maurer und Bauhilfsarbeiter in Fürſten-
walde hatte vollen Erfolg. Die Beteiligten gingen aber ſofort
zum Angriffsſtreik über und erreichten, daß die in früheren Ver-
handlungen zugebilligte Lohnerhöhung bereits acht Monate früher
in Kraft treten muß. Bei der Arbeitsaufnahme wird der Lohn
um 3 Pfg. und am 1. Auguſt um weitere 2 Pfg. erhöht.
t Der Streik der Maurer in Zäckerick a. O. dauert unverändert
ort.

Für das Lohngebiet Vietz a. d. Oſtbahn iſt im Wege der Ver-
handlung für Maurer ein Vertrag abgeſchloſſen worden, der drei
Jahre Gültigkeit hat. Die Lohnerhöhung beträgt 5 Pfg., die in
drei Staffelungen zur Einführung gelangt.

Der Streik der Töpfer in Allenſtein iſt mit vollem Erfolg
beendet worden. Der von den Gehilfen eingereichte Tarif wurde
nach kurzer Streikdauer anerkannt. Jn Jnſterburg erreichten
die Töpfer auf dem Verhandlungswege 10--15 o Lohnerhöhung.

Jn Eberswalde ſetzten die Ofenſetzer Erhöhungen des
Lohntarifs von 5--12 durch. Der Streik der Töpfer in
Schneidemühl iſt nun mit gutem Erfolg beendet worden. Es
wurde ein Lohntarif mit Verbeſſerungen und auch eine geregelte
Arbeitszeit eingeführt. Jn Salzwedel verbeſſerten die Ofen-
ſetzer ihren Lohntarif um 5—-15 o. Der neue Tarif tritt am
1. Juli in Kraft. Jn Würzburg droht, da die Unternehmer
den Tarifvertrag der Geſellen glatt abgelehnt haben, ein Hafner
ſtreik. Vor Arbeitsannahme in Würzburg wird gewarnt.

Der engliſche Seemannsſtreik
ſchreitet, wie man uns aus London berichtet, noch immer von
Erfolg zu Erfolg. Einer nach dem andern ſehen ſich die Schiffs
reeder gezwungen, die geforderte Lohnerhöhung zu bewilligen.

e e R n r rr r e W Se

Bisher Haden die Eigentümet von nicht weniger atß 880 Dampfern

den von der Seemanns- und Heizergewerkſchaft geforderten
Minimallohn bewilligen müſſen. Bisher iſt es keinem einzigen
Schiffe gelungen, mit Hilfe von Streikbrechern in See zu ſtechen.
Beſonders befriedigend ſind die Erfolge der Arbeiter, namentlich
auch in London. Jn Southampton, wo die Unternehmer
am hartnäckigſten Widerſtand leiſten, befinden ſich über 1000 See
leute im Streik.

Die bürgerliche Preſſe, die fortwährend von einem Abflauen
der Streikbewegung berichtete, muß jetzt, durch die Tatſachen
gedrängt, zugeben, daß der Schiffsverkehr in Hule anfängt,
ſchwierig zu werden. Auch in Firth on Forth iſt die Lage ſehr
ernſt. 600 Matroſen beſchloſſen dort, in den Aus-
ſtand zutreten. Jn Leith liegen 28 Schiffe, ſo daß hier
der Handel völlig lahmgelegt iſt.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 21. Juni 1911.

Das Hallenbad auf der Eſelswieſe.
Seit geraumer Zeit tummeln ſich hieſige Kommunal, politiker“

auf der Eſelswieſe der liberalen Preſſe und ſchreiben das krauſeſte
Zeng zurecht, um das Schwimmhallen- Projekt zu Falle zu bringen.

Die ſo viel gerühmte Meinungsfreiheit wird in der bürgerlichen
Preſſe am liebſten in Eingeſandts „ausgekämpft“. Da braucht die
Redaktion keinerlei Verantwortung zu übernehmen und
die Abonnenten werden nicht zurückgeſcheucht, da die Leitung des
Blattes jederzeit in der Lage iſt, die eigene Meinung ſofern
eine ſolche vorhanden iſt zu verbergen. Das iſt für Blätter,
die das Geſchäft mit der Politik verknüpfen, äußerſt angenehm.
Die Einſender marſchieren alle als „Volksfrennde“ anf, können
eine kräftige Lippe riskieren und üben „Meinungsfreiheit“. Wenn
dann alles nicht mehr zieht, dann wird das Steuergeſpenſt an die
Wand gemalt und der ruhige Bürger „xrebelliſch“ gemacht, um
gegen neue Kommunalſteuern zu proteſtieren. Bezeichnete man
doch ſogar das geplante Schwimmhallenbad als ein Luxusbad, das
rund 14 Millionen Mark, vielleicht noch mehr koſten würde.
Dieſelben Leute, die gelegentlich eines Kaiſerbeſuchs, der einige
Stunden dauerte, Tauſende bewilligten und in einer Reihe von
Jahren für Repräſentations- und andere Zwecke Abertauſende
zum Fenſter hinausgeworfen haben, bezeichnen jetzt eine Einrich-
tung, die im Jntereſſe der Volksgeſundheit notwendig iſt, als eine
Luxuseinrichtung. Und welchen Lärm ſchlug man und in dieſen
Lärm ſtimmten auch die Redaktionen „ſelbſtändig“ mit ein als
man die „lumpigen 500 Mark“ für die Kegler abgelehnt hatte.
Viele wenig machen ein viel. Hätte man früher die Mittel der
Stadt beſſer zuſammengehalten, dann hätte man längſt ein Hallen
bad errichten können, ohne die Steuerſchraube anſetzen zu müſſen.

Auch die Arbeiter werden von mehreren „Volksfreunden“ für
die Ablehnung des Bades ins Feld geführt. Da behauptet man
in einer Einſendung der Saalezeitung wörtlich: Gerade dieſe
Leute, die von früh 6 Uhr bis abends 6 Uhr arbeiten
müſſen, ſind froh, wenn ſie ſich am Abend ausruhen
können. Davon werden die allerwenigſten am Abend
ein Schwimmbad aufſuchen. O, dieſes rührende Mitgefühl
mit denſelben Arbeitern, die ſonſt, wenn ſie nicht länger als bis
6 Uhr abends arbeiten wollen, als Faulenzer bezeichnet werden.
Haben jene Leute von dem Reinlichkeitsbedürfnis der Arbeiter
überhaupt eine Ahnung? Sie ſollten bei warmen Tagen nur
einmal die Badeanſtalten und beſonders unſer Freibad in den
Pulverweiden aufſuchen und zuſchauen, wie ſich dort die Maſſen
der Arbeiter drängen, um nach Schluß der Arbeit noch ein
Reinigungsbad zu nehmen.

Auch die Luft eines Hallenſchwimmbades wird als untauglich
bezeichnet. Und dann ruft der Einſender aus: „Soll man denn
in ein Waſſer ſteigen, wo ſoundſo viele Perſonen, mit ſonſt
welchen Krankheiten behaſtet, darin geweſen ſind So
viel Worte, ſo viel Flauſen. Als wenn nicht bekannt wäre, daß
das Saalewaſſer viel mehr Vakterien enthält, als das Waſſer, das
zur Speiſung des Hallenbades verwendet werden ſoll. Aber es
mag ſchon ſein, daß der ſatte „Volksfreund“ nicht gern in dasſelbe
Schwimmbaſſin ſteigt, in das der hungernde Proletarier klettert.
Bei den Saalebädern iſt allerdings nur räumlich eine ge
wiſſe Klaſſenabgrenzung vorhanden. Da baden die Habenichtſe in
den Freibädern und die „beſſeren“ Bürger nehmen bezahlte Väder.
Aber lieber Volksfreund, die kleinen Bakterien weilen ebenſo gern
im Florabad, als im Freibad. Wie wäre es denn, wenn man das
Schwimmbaſſin ſo einrichtete, daß die Proletarier nur unten und
die guten Bürger oben badeten. Nach dem phyſikaliſchen Grundſatz
„Fett ſchwimmt oben“, wäre dieſe Löſung gar nicht ſo ſchwierig
durchzuführen. Der Einſender ſcheint ſeine Pappenheimer ſchon
zu kennen, indem er folgenden beluſtigenden Vorſchlag macht:

Die Jdee des Herrn S., die Kondenswäſſer des Elektrizitäts
werkes, wenn ſolche zur Verfügung ſtehen ſollten, für das
Schwimmbad mit zu benutzen, wäre gar nicht ſchlecht. Da aber
bekanntlich die reinen ölfreien Kondenswäſſer wieder zum Speiſen
der Dampfkeſſel benutzt werden, ſo könnten für den vorliegenden
Zweck nur die ölhaltigen Wäſſer in Frage kommen; dies wäre
vielleicht manchem ſehr erwünſcht, wenn er mit einem gewiſſen
„Fettanſatz“ nach Hauſe käme.

Man ſieht, Art läßt nicht von Art. Denn wer da hat, dem
werde gegeben, daß er die Fülle habe. Die Sache hat aber
doch eine ſehr ernſte Seite. Die viele Zeitungsſchreiberei in den
Eingeſandts kann nur den Zzweck haben, das Babdeanſtaltsprojekt
zu hintertreiben, oder mindeſtens zu verſchleppen. Das ſcheint
auch ein bürgerlicher Einſender einzuſehen, der von einer Gruppe
rückſtändiger Kommunnalpolitiker redet, die vorgibt, die Allgemein-
u zu vertreten, und der dann folgendermaßen die Karten auf-

eckt:

Nur das eine ſei noch feſtgenagelt, daß einer der Herren
Einſender gleichzeitig, ſo ganz nebenbei, bei den Stadtverordneten
wahlen ein Geſchäftchen zu machen gedenkt.

Glückauf zu deinem Geſchäft, lieber Volksfreund!

Die kleine rückſtändige Gruppe, die von den liberalen Zeitungen
hochgehalten wird, will bei den kommenden Stadtverordneten
wahlen mit dem Steuergeſpenſt drohen. Daher auch die Bezeich-
nung Luxusbad für das Schwimmbad. Sollten aber die „Ent-
ſchiedenen und Unentwegten“ wieder mit der Phraſe herausrücken,
daß ſie für „Luxnsbauten“ die Mittel verweigern um den Stener-
zahler zu ſchonen, dann wird das Sündenregiſter jener Leutchen,
die ſtets da, wo es nicht angebracht war, mit vollen Händen gaben,
einmal gehörig aufgerollt werden. Sollte das Hallenſchwimmbad bei
der kommenden Stabtverordnetenwahl als Wahlparole in Betracht
kommen und nach den Geſchäftchen, die ſich hinter den Kuliſſen
abſpielen, ſcheint es ſo ſo wird der Arbetterſchaft diefe Kampf
loſung nicht unangenehm ſein. Die Sozialdemokrakie wird ihren
Ruf als Kulturpartei wahren und an den knickerigen Schmutzians,
die mit Geſundheit und Sanberkeit Schundluder treiben, eine
gehörige Kopfwäſche vornehmen.
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Die Polizei hat unmer reche!
Der ſelige Weydemann ſtarb zu früh. Eine hehre Genug

tuung, die ihm durch den Regierungspräſidenten zuteil werden
ſollte, hat er nicht mehr erleben dürfen. Er hatte dem Sozial
demokratiſchen Verein am 29. März einen Theaterabend im
Volkspark verboten, weil die Veranſtaltung eine öffentliche ſei.
Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins beſtritt ihm
nun aber das Recht, ſolche Verbote eigenmächtig zu erlaſſen,
er dürfe nur im Auftrage des Oberbürgermeiſters handeln.
Deshalb, und weil der Theaterabend kein öffentlicher, ſondern
eine Vereinsveranſtaltung war, wurde gegen das Weyde
mannſche Verbot beim Regierungspräſidenten Beſchwerde ge-
führt. Jetzt hat die Polizei einen glänzenden Sieg errungen.
Jhr Vorgeſetzter ſagt, ſie habe recht, vollſtändig recht. Weyde
manns Verbot iſt auch ohne die Worte „im Auftrag“ gültig
und die Veranſtaltung iſt als öffentliche anzuſehen. Die Re
San in Merſeburg ſchreibt dem Sozialdemokratiſchen
Verein:

Auf Jhre Beſchwerde vom 183. April d. Js. gereicht Jhnenum Beſcheide, daß ich es ablehnen muß, die Verfü e der
olizeiverwaltung zu Halle vom 29. März, durch die dem
ſozialdemokratiſchen Verein die Erlaubnis zur Abhaltung

eines Theaterabends verſagt worden iſt, deshalb für rechts
ungültig zu erklären, weil ſie von dem damaligen Ober
polizeiinſpektor Weydemann ſelbſtändig und ohne den Zu-
ſatz „im Auftrage“ erlaſſen worden iſt. Daß der Ober
bürgermeiſter als geſetzmäßiger Leiter der ſtädtiſchen Poli-
zeiverwaltung ſeine Vertretung in einzelnen Fällen auch auf
einen Beamten, der nicht Mitglied des Magiſtrats iſt, über-
tragen kann mit der Maßgabe, daß dieſer dann im Auftrage
des Chefs der Polizeiverwaltung Anordnungen zu erlaſſen
befugt iſt, iſt in dem von Jhnen ſelbſt in der Veſchwerde-
ſchrift angegebenen Erkenntniſſe des O. V. G. bereits ent
ſchieden. Eine kraft ſolcher genereller Ermächtigung getroffene
Anordnung wird aber nun nicht dadurch rechtsungültig, daß
ſie äußerlich des Vermerkes, ſie ſei „im Auftrage“ erlaſſen,
entbehrt. Daß es von dem Oberpolizeiinſpektor formell
unrichtig war, die Verfügung ohne den Zuſatz „im Auf
trage“ hinausgehen zu laſſen, iſt zuzugeben, und ich habe
deshalb die Polizeiverwaltung angewieſen, in Zukunft für

formell korrekte Abfaſſung der Verfügungen Sorge zu
ragen.

uch in materieller Hinſicht kann ich Jhre Beſchwerde nicht
als begründet anſehen. Der Zuſatz in der Zeitungsanzeige,
daß Eintrittskarten nur gegen Vorzeigung des Mitglieds-
buches ausgegeben werden, bietet keine hinreichende Gewähr,
daß die Teilnahme an der Luſtbarkeit auf die Vereins-
mitglieder beſchränkt bleibt. Bei dem Umfange, den der So
gialdemokratiſche Verein zu Halle hat, kann ich daher die
Auffaſſung der Polizeiverwaltung. daß eine öffentliche Ver-
anſtaltung vorgelegen habe. nicht für unrichtig halten.

Jn Vertretung. (Name unleſerlich.)
Alſo die Polizei hat recht. Sie hat zwar bei der Unter

ſchrift formell unrichtig gehandelt, und die Polizei iſt ange
wieſen worden, in Zukunft gen auer zu arbeiten, aber
dieſer formelle Fehler hindert beim Regierungspräſidenten
nicht, daß die Polizei recht hat. Es bleibt bei dem, was die
Polizei verfügt. Und alle Auswege ſollen in dieſem Entſcheid
abgeſchnitten werden. Es heißt zunächſt noch: Der Zuſatz in
der Zeitungsanzeige, daß nur gegen Vorzeigung des Mit-
gliedsbuches Eintrittskarten ausgegeben werden, ſei keine Ge-
währ dafür, daß nur Vercinsmitglieder teilnehmen. Nun gut.
Dann würde man durch Vorverkauf auf den Namen lautender
Eintrittskarten an die Mitglieder, und die Forderung eines
Perſonalausweiſes neben dem Mitgliedsbuche und der Karte
an der Tür des Saales die „hinreichende Gewähr“ dafür
ſchaffen, daß nur Vereinsmitglieder teilnehmen. Dann ſo
müßte man nach dieſem Satze des Beſcheides glauben kann
'der Verein auch im Volkspark das Stück die Waffen nieder
ſpielen laſſen. Aber weit gefehlt. Scheint die Merſeburger
Regierung das in dem Satze auch klar zu ſagen, und ſpricht ſie
ausdrücklich von der dringenden Notwendigkeit der ſchärfſten
Kontrolle darüber, daß die Teilnehmer Vereinsmitglieder ſind,
ſo wirft ſie all das im nächſten Satze glatt über den Haufen,
indem ſie erklärt, die Veranſtaltung ſei überhaupt keine
Vereinsveranſtaltung, ſondern eine öffentliche,
da der Sozialdemokratiſche Verein zu Halle einen zu großen
Umfang habe. Schnapp, nun iſt jeder Ausweg verſperrt! Und
die Halleſche Polizei hat recht! Sie hat fertig gebracht, was
ſelbſt unter dem alten preußiſchen Vereinsgeſetz nicht möglich
war. Sie hat auf dem Umweg über die völlig falſche Anwen-
dung der Beſtimmungen über politiſche Verſammlungen im
„liberalen“ Vereinsgeſetz eine geſellige Veranſtaltung unter
Ausnutzung rückſtändiger Konzeſſionsbeſtimmungen verhindert.
Selbſtverſtändlich darf man ſich dieſe Verquickung von
Konzeſſionsbeſtimmungen mit politiſchem Ver
ſammlungsrecht zum Zwecke der rückſichtsloſen Ver
nichtung unſeres geſelligen Vereinslebens
nicht gefallen laſſen. Es wird darum weiter Beſchwerde beim
Oberpräſidenten geführt.

Die Forderungen der Staatsproletarier.
Geſtern vormittag begannen hier die öffentlichen Verhand

lungen des 4. ordentlichen Bundestages deutſcher Tele-
'graphen-Arbeiter, Vor arbeiter und -Hand-
werker im Saale des Reſtaurants Mars la Tour. Eine
Reihe durchaus berechtigter Forderungen wurden da in einem
Referat über die wirtſchaftliche Lage der TelegraphenArbeiter,
Vorarbeiter und -Handwerker erhoben. Vorerſt wurde ver-
langt, eine einheitliche, für das geſamte Reichsgebiet durch
greifende Lohnerhöhung für alle in der Telegraphie
beſchäftigten Perſonen anzuſtreben. An die Stelle des heute
noch üblichen Tagelohnes ſoll Wochenlohn treten, weil nur ſo
der bisherige Ausfall der Feiertage vermieden werden kann.
Dabei ſollen die Löhne der allgemeinen Teuerung
angepaßt werden.

Mit dieſem Erſuchen iſt der Bund ſchon im vorigen Jahre
an das Reichspoſtamt in Berlin herangetreten, hat aber eine
abſchlägige Antwort erhalten. Das Reichsamt erklärte: Eine
einheitliche Regelung der Lohnfragen für Telegraphenarbeiter
iſt nicht angängig; ſie bleibt den einzelnen Oberpoſtdirektionen
überlaſſen. Von dieſen haben leider, wie der Referent nach
wies, bisher nur die wenigſten die Gehälter erhöht. Das iſt um
ſo bedauerlicher, als auch die Telegraphenarbeiter, wie der
Redner unter allgemeiner Zuſtimmung erklärte, unter den

der Reichsfinanzreform ſchwer zu leiden
aben.
Weiter wurde gefordert eine den heutigen Lebensverhältniſſen

entſprechende Verkürzung und anderweitige Regelung der
Arbeitszeit. Dieſe müßte von zehn auf neun Stunden
täglich herabgeſetzt werden, und insbeſondere ſei es nötig, daß
die Streckenarbeiter ſtatt der v in Stunden erreichenden
Dienſtzeit einige Ruheſtunden mehr bekamen.e Reſoln tion t die Behörden um raſcheres Eingehen
auf geäußerte Wünſche erſucht, fand einſtimmig Annahme.
Zwiſchendurch wurde aber doch noch an Wilhelm II ein Er
gebenheitstelegramm geſchickt und der kaiſerliche Dank vom
Geh. Kabinettsrat v. Valentini wurde bei ſeinem Eintreffen
vorſchriftsmäßig alleruntertänigſt freudig aufgenommen. Das
Erwachen der darbenden Staatsproletarier aus ihrem Har

monietraum iſt eben trotz aller Schmerzen über Finanzreform,
niebrige Löhne, lange Arbeitszeit und ſchlechte Behandlung ein
ſehr langſamer Prozeß. Nur die allerprimitivſten Forderungen
werden geſtellt. Aber ſie fangen wenigſtens an, über die wirt-
ſchaftliche Notlage nachzudenken und zu reden. Sie dabei kräftig
voranzutreiben, iſt die Aufgabe jedes Sozialdemokraten.

Millionenüberſchuß in der Stadtkaſſe Halles.

Jubelnd verkündet die Saalezeitung in ihrer heutigen
Morgenausgabe:

„Unſer ſtädtiſcher Etat hat für das letzte Geſchäftsjahr ſo
glänzend abgeſchloſſen, wie noch niemals zuvor. Es ergibt ſich
ein Ueberſchuß von nicht weniger als 1 100 000 Mark. Das
außerordentlich günſtige Reſultat iſt wieder zum großen Teil
durch ausgezeichnete Abſchlüſſe der Gas- und Waſſerwerke und
des Elektrizitätswerkes verurſacht worden.“

Der Jubel über dieſen Ueberſchuß iſt wohl berechtigt. Aber
warum feilſcht man denn mit empörender Knickrigkeit wochen-
lang um die kärgliche Erhöhung der Löhne, die die Verbände
der ſtädtiſchen Arbeiter verlangt haben. Die ausgezeichneten
Abſchlüſſe des Gas- und Waſſerwerks und des Elektrizitäts-
werks haben im weſentlichen den Ueberſchuß verurſacht. Das
heißt aus dem kaufmänniſch-bureaukratiſchen Stil, der alles
verwiſchen ſoll, in nacktes Deutſch überſetzt nichts anderes als:
Aus den Knochen der ſchlecht bezahlten übermäßig lange
arbeitenden Arbeiter der ſtädtiſchen Werke ſind im letzten Jahre
an 1 Million Mark reiner Ueberſchuß hergeſchunden worden!

Arbeiter der ſtädtiſchen Betriebe, merkt euch das! Jhr ſeht
hier deutlich, wo das bleibt, was ihr euch mit euren Familien
in ſchlechten Wohnungen unv miſeragbler Ernährung abdarben
mußtet. Denkt darüber nach, ob dieſer Millionenüberſchuß her-
auskommen könnte, wenn man euch eine kürzere, der Geſund-
heit zuträgliche Arbeitszeit gewährt hätte! Arbeiter, fordert
energiſcher denn je euren Anteil an dieſen Millionen! For-
dert lauter und vernehmlicher, denn bisher, damit den ſchläf-
rigen Stadtvätern im Rathausſaal wenigſtens jetzt einmal
Augen und Ohren etwas aufgehen!

Und noch ein anderes: Gerade die Saalezeitung, die jent ſo
über die Ueberſchüſſe von Gas-, Waſſer- und Elektrizitätsiwerk
jubelt, iſt es, die faſt täglich den Kulturfeinden, die gegen das
Hallenſchwimmbad wüten, ihre Eſelswieſe zur Ver-
fügung ſtellt. Man plant, die Schwimmhalle in Verbindung
ſowohl mit dem Elektrizitäts- als auch dem Waſſerwerk zu er-
richten. Nun wohl, dieſe Betriebe können Opfer tragen. Da
mag die Saaletante endlich einmal ſich aufraffen und die
Schmutzlieblinge, die in ihrem Blatt ihr Unweſen treiben, ge-
hörig abſchütteln und auf ihre Schmierfinger klopfen. Einen
energiſchen Proteſt gilt es jetzt zu erheben gegen die Ver-
ſchleppungsmanöver, die im Bauausſchuß und in
Stadtverordnetenkreiſen mit dem Schwimmhallenpro-
j ekt im Schwange ſind. Hat die Stadt Halle durch Vernach-
läſſigung ihrer kulturellen Pflichten und die Ausbeutung von
Arbeitern ſo hohe Kaſſenüberſchüſſe gemacht, ſo hat ſie jetzt die
doppelte Pflicht, ſchnellſtens eine Kulturſchuld an
die Bevölkerung abzutragen.

Differenzen in Bertels Futterkuchenfabrik in Trotha.
Nachdem die Direktion den bisherigen Zuſchlag von 10 Pfg.

pro Ueberſtunde ab gezogen hat, verlangt ſie trotzdem Ueber-
ſtunden. Die Arbeiter verweigern alle Ueberſtundenarbeit,
wenn nicht der frühere Zuſchlag bezahlt wird. Es haben in-
folgedeſſen eine Reihe Entlaſſungen ſtattgefunden.
Die Arbeiterſchaft von Halle und Umgegend wird erſucht, alles
Nachfragen nach Arbeit zu unterlaſſen, ſowie jedes Arbeits
angebot der Fabrik zurückzuweiſen.
Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands, Zahlſtelle Halle a. S.

Neber unſere Klaſſen- und Standesſchulen äußerte der
Schulrat Mutheſius-Weimar auf dem evangeliſch-ſozialen Kon
greß recht treffend folgendes: „Zunächſt beſteht eine tiefe Kluft
wiſchen dem niedrigen und dem höheren Schulweſen. UnſereSchulen ſind in ausgeprägtem Sinne ſtändiſch gegliedert, und

unſere Schulerziehung entſpricht in keiner Weiſe dem Bilde,
das Fichte vor hundert Jahren von einer deutſch- nationalen
Erziehung in blühenden Farben entworfen hat. Die Volks
ſchule droht eine reine Proletarierſchule zu wer-
den. Was ſie an Volksbildung vermittelt, wird von der oberen
Geſellſchaftsſchicht als Bildung im eigentlichen Sinne des
Wortes nicht mehr anerkannt. Erſt wer das ſogenannte Ein-
jährige erworben hat, tritt in die Reihen der Gebildeten ein.

der volkstümlichen Einrichtung, in dem auf der allgemeinen
ehrpflicht beruhenden Volksheer ſcheidet er ſich dann ſtreng

von der T der „Ungebildeten“. Die ganz dünne Schicht
der höher Gebildeten iſt ausgeſtattet mit allen geſellſchaftlichen
Vorrechten, und jeder Angehörige dieſer Schicht wacht
mit Eiferſucht darüber, daß die Berechtigungen, die ihm
die Bildung verliehen hat, nicht von irgend einem Eindringling
durchbrochen werden. Jſt ein Schulweſen, in deſſen Organi-
ſation das Trennende viel ſchärfer hervortritt als das
Einigende, geeignet, ein ſozialer Erziehungsfaktor zu werden

Nein, antworten wir mit dem Schulrat auf dieſe Frage, und
wir arbeiten, um dieſe elende Klaſſen- und Standesſchule zu
beſeitigen, zielbewußt auf eine Beſeitigung der ganzen Klaſſen-
herrſchaft hin.

Aufnahme Kranker in die Halleſchen Kliniken. Die könig-
lichen vereinigten Univerſitätskliniken (mit Ausnahme der pſychi-
atriſchen und Nervenklinik) zu Halle a. S. nehmen Kranke unter
folgenden Bedingungen auf: Jeder Kranke hat bei ſeiner Auf-
nahme einen Koſtenvorſchuß für mindeſtens 20 Tage einzuzahlen
oder die ſchriftliche Erklärung einer Behörde, Unfall-Be-
rufsgenoſſenſchaft oder ſtaatlich genehmigten Krankenkaſſe
vorzulegen, in der die Bezahlung der entſtehenden Koſten zugeſichert
wird. Wird dieſer Bedingung nicht enlſprochen, ſo erfolgt die
Zurückweiſung der Kranken, wenn ſie ohne Gefahr für Leben und
Geſundheit möglich iſt. Der Koſtenvorſchuß muß vor Verbrauch
erneuert werden. Jn der mediziniſchen chirurgiſchen Frauen- und
geburtshilflichen Klinik, ferner, in der Ohrenklinik und Augen-
klinik, beträgt der tägliche Kur- und Verpflegungskoſtenſatz: für
3. Klaſſe 2.30 Mk. (bei Unbemittelten 1.59 bezw. 1.25 Mk.), für
2. Klaſſe 5 Mk., für 1. Hſaſſe 10 Mk. in der Frauenklinik unter
beſonderen Umſtänden 6 Mk.). Für Klaſſe 3 kann auch volle Frei-
ſtelle gewährt werden. Etwaige Koſten für gußerordentliche Wachen,
Mineralbäder, Mineralbrunnen uſw. werden beſonders berechnet,
ebenſo bei Kranken 1. und 2. Klaſſe die Auslagen für Verbände.

Leichenlandung. Geſtern nachmittag gegen 4 Uhr wurde
vor dem Rechen der Steinmühle eine unbekannte weibliche Leiche
gelandet. Sie war bekleidet mit ſchwarzer Bluſe mit Einſatz,
ſchwarzem Rock, ſchwarzem Jackett und grünen wollenen Strümpfen
und Schnallenſtiefeln. Sie ſteht etwa im Alter von 55 bis 60
nen Die Tote kann etwa 4 bis 5 Tage im Waſſer gelegen
aben.

Walhalla-Theater. Die Direktion ſchreibt uns: Die ab
1. Juli zur Aufführung kommende Lokal-Revue „Halle, ſei mir
gegrüßt“ von Guſtav Rudolph, wird glänzend vorbereitet. Herr-

tadtbilder werden ſich vor den Augen des Publikums ent-
rollen. Die Direktion ſcheut keine Koſten, um die Ausſtattung
in jeder Beziehung würdig zu geſtalten. Von den vielen Bil-
dern, dürfte „Das Leben auf dem Marktplatz“ beſonderes Jnter-
eſſe erregen. Die Muſik bringt einige Schlager. Wir nennen
u. a. „Das Lied der Hallenſia“, „Das Loblied der Hallenſerin“,
das Hoſenrock-Couplet. Die Stücke ſind bereits für Klavier
geſchrteben und werden demnächſt herausgegeben werden.

ApolloThegter. Nur noch 4 Tage geht die Operettenpoſſe
Der Walzerkönig mit Frl. Traude Gagelmann, der Schülerindes hieſigen Heydrichſchen Konſervatoriums, in den Hauptrollen

in Szene. Am kommenden Sonntag wird ein neues Stück zur
Aufführung gelangen.

Ammendorf. Gemeindevertreterſitzung. Der
Gemeindevorſteher gab, da das Gerücht im Umlauf iſt, unſere
Verwaltungskoſten ſeien zu hohe, bekannt, daß andere Gemein-
den viel höhere Verwaltungskoſten hätten; er nannte eine
ganze Reihe ſolcher Gemeinden. Den Schulkfindern wurde
das Baden in der Badeanſtalt erlaubt. Nach nochmaliger
Veratung der Vorlage des Feuerwehrdepots wurde dem ver-
änderten Projekte zugeſtimmt. Beſchloſſen wurde noch, daß die
Firma Lindner die Kanalanſchlußgebühren, ſo lange ſie ohne
Genehmigung der Gemeinde beſtehen, nachzahlen ſoll. Jn ge-
ſchloſſener Sitzung wurden den Gebr. Vetterlein in Glauchau
die Kanaliſationsarbeiten übertragen.

Vrundorf. Eine Gemeinderats ſitzung findet morgen,
Donnerstag, im Großſchen Lokale ſtatt.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Die empfindliche Polizei. Der frühere Amtsſekretär a. D.,
jetzige Hypothekenvermittlungsagent Lieban erhob in einem Be-
ſchwerdeſchreiben an das hieſige Amtsgericht den Vorwurf gegen
die Polizeiverwaltung, „ſie erdreiſte ſich, auf Grund ihrer wiſſentlich
falſchen Angaben das Konzeſſionsentziehungsverfahren gegen ihn
einMleiten“. Das hieſige Schöffengericht ſprach ihn aber frei, da
er in Wahrnehmung berechtigter Jntereſſen gehandelt habe. Auf
eingelegte Berufung des Amtsanwalts fand die Strafkammer
in dem Ausdruck: „Erdreiſten“ eine formalle Beleidigung. Der
Angeklagte wurde deshalb zu einer Geldſtrafe in Höhe von 60 Mk.
verurteilt.

Aus den Hachbarkreiſen.
Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins für en

Wahlkreis Torgau Liebenwerda.
Laut Beſchluß des Zentralvorſtandes findet der diesjährige

Kreistag am Sonntag, den 27. Auguft, vormittags 10 Uhr, in
Annaburg, in Becks Geſellſchaftshaus ſtatt. Die Diſtrikte wer-
den erſucht, Anträge bis zum 15. Juli an den Zentralvorſtand
einzuſenden, damit die Anträge den einzelnen Diſtrikten recht-
zeitig zugeſandt und dort beraten werden können. Die Tages-
ordnung wird noch bekanntgegeben. Die Wahlen der Dele-
gierten ſind nach S 11 des Kreisſtatuts vorzunehmen und die
Namen der Delegierten uns mitzuteilen. Die Mandatsformu-
lare gehen den Diſtrikten umgehend zu. Jn den nächſten
Tagen kommen die Fragebogen zum Verſand. Es iſt Pflicht
jedes Diſtrikts, dafür zu ſorgen, daß bis zum 5. Juli ſämtliche
Fragebogen in Händen des Zentralvorſtandes ſind. Desgleichen
iſt die Haſſenabrechnung unverzüglich, ſpäteſtens bis zum
15. Juli vorzunehmen. Den Reviſoren und Diſtriktsleitern
machen wir zur Pflicht, mit aller Strenge für die Einhaltung
dieſer Termine zu ſorgen. Die Kreisleitung beſchloß, im
ganzen Kreiſe einheitliche Kaſſierermappen einzuführen. Es
wird erſucht, um Angabe der Zahl der erforderlichen Mappen
für Kaſſierer und Unterkaſſierer. Den Diſtrikten geht eine
Broſchüre für unſere weiblichen Mitglieder zu, die unentgelt-
lich abzugeben iſt.

Mit Parteigruß
Der Zentralvorſtand. J. A.: Guſt. Naumann.

Verſammlungs un recht in der Provinz Sachſen und Oſtelbien.
Die Verſammlungen unter freiem Himmel unterliegen

leider noch der Genehmigung der Polizeibehörden. Meiſt wird
die Genehmigung unter den fadenſcheinigſten Gründen ver-
ſagt. Auf eine Muſterbegründung, mit der ausſchließlich alle
öffentlichen Verſammlungen unter freiem Himmel überhaupt
unmöglich gemacht werden können, iſt der Landrat zu Wol-
mirſtedt verfallen. Jn Meitzendorf hatte der Amts-
vorſteher eine Verſammlung verboten. Da die Begründung
des Verbots ganz unzulänglich war, hob der Landrat das Ver-
bot als unbegründet auf. Er ſetzte aber ſeinen Beſcheid hinzu,
daß er auch nachträglich die Genehmigung nicht erteilen könne,
da er „bei dem Mangel an Polizeiexekutivbeamten in einer,
wie zu erwarten ſtand, ſehr ſtark beſuchten und erregten Ver
ſammlung auf einem ſehr beſchränkten Raume eine Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit im Sinne des S 7 des Reichs
vereinsgeſetzes erblicken“ müſſe.

Jn der Tat geniall Die Polizei braucht nur zu erklären,
daß es ihr an Polizeibeamten mangele und der Grund für die
Verſagung der Genehmigung iſt gegeben. Jn einem anderen
Falle, in dem ein ähnlicher Allerweltsgrund angewandt wurde,
hatte der Regierungspräſident den Landrat doch rektifiziert.

Jn Wulferſtedt verbot der Amtsvorſteher eine Ver-
ſammlung mit der Begründung, daß durch Abhaltung ſolcher
Verſammlungen, in denen, wie bereits Fälle gelehrt hätten,
vorwiegend Gegenſtände zur Verhandlung gelangen, welche
den beſtehenden Verhältniſſen entgegenwirken (l) und dadurch
nur Reibungen und Unzufriedenheit unter dem Publikum zu
erregen geeignet ſeien, die öffentliche Ruhe und Sicherheit un
nötigerweiſe (1) gefährdet werde. Der Landrat des Kreiſes
Oſchersleben wies die Beſchwerde gegen dieſes tolle Ver
bot ab und betonte, daß eine Gefährdung der öſfentlichen
Sicherheit nicht nur dann als vorliegend zu erachten ſei, wenn
ſie beſtimmte Rechtsgüter Leben, Geſundheit, Ehre un-
mittelbar berühre, ſondern auch dann, wenn ſie den Recht s-
frieden überhaupt betreffe.

Der Magdeburger Regierungspräſident folgte dieſer land-
rätlichen Weisheit nicht. Er erklärte, die Beſchwerde gegen das
Verbot für begründet, da für die Maßnahmen des Landrats
ein ausreichender Grund nicht vorgelegen habe.

Der Amtsvorſteher in Suderode verſagte dem Sozialdemo-
kratiſchen Volksverein zu Thale am Harz die Genehmigung zu
einem Umzug durch Stecklenberg und Suderode, weil
„in dieſen Orten an Sonntagen ſtarker Fremdenver-
kehr herrſcht“ und ſo zu befürchten ſtehe, daß durch den ge
planten Umzug, der vorausſichtlich nicht unweſentliche
Menſchenanſammlungen verurſacht die öffentliche Sicherheit
gefährdet werde. Um dieſes Verbot recht würdigen zu können,
ſei angeführt, daß der Amtsvorſteher in Thale und die Her-
zoglich Anhaltiſche Hreisdirektion, die beide auch um die
Genehmigung zu dem Umzuge erſucht werden mußten, dieſe
Genehmigung anſtandslos erteilt haben.

Wenn es ſich um die Verkümmerung des Verſammlungs-
rechts handelt, darf natürlich der Oſten auch nicht fehlen. Jn
Schön brunn bei Lauban hat der Amtsvorſteher ſeinerzeit
eine Verſammlung unter freiem Himmel unterſagt mit der
Begründung, daß in der Gemeinde die politiſchen Meinungen
ſtark auscinandergingen und daß es dadurch leicht zu Reibe-
reien, die ſchließlich in Tätlichkeiten ausarteten, kommen



könnte. Der Landrat Fink in Lauban beſtätigte dieſes Ver
bot; die Begründung nimmt den Amtosvorſteher durch folgende
Ausführungen in Schutz: Der Amtosvorſteher fürchte, aus der
Abhaltung der Verſammlung Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit, weil die Verſammlung, welche unmittelbar an der öffent-
lichen Dorſſtraße ſtattfinden ſoll, den der Sozialdemokratie und
ihren Beſtrebungen abgeneigten, weit überwiegenden Teil der
Einwohnerſchaft der ländlichen Gemeinde Schönbrunn ſeiner
Anſicht nach herausfordern und es auf dieſe Weiſe zu Aus-
ſchreitungen zwiſchen den Anhängern der verſchiedenen Par-
teien und ſomit zur Störung der öffentlichen Ordnung kommen
würde. Dieſe Befürchtung könne er nicht als unberechtigt an-
ſehen.

Es muß bemerkt werden, daß die Verſammlung gar nicht in
der Dorſſtraße ſtattfinden ſollte, ſondern auf einem von der
Dorfſtraße durch ein Haus getrennten Platz. Auch das Ver-
bot ſoll weiter angefochten werden.

Bis zur Reichstagswahl dürften ſich, wie dieſe Beiſpiele
zeigen, noch manche Verkümmerung des Verſammlungsrechts
und manche Muſterleiſtung der Polizei auf dieſem Gebiete an
die Oeffentlichkeit wagen.

Die Parteigenoſſen dürfen in keinem Falle dieſe Verkümme-
rung eines Reichsrechts ſang- und klanglos hinnehmen. Vor
allem muß jeder Fall ſofort mit den behördlichen Schrift-
ſtücken der Oeffentlichkeit übergeben werden,
und wenn irgend möglich, iſt gleichzeitig bei den vorgeſetzten
Behörden Beſchwerde zu führen. Auf alle Fälle muß aber
verſucht werden, die vorläufig verhinderte Verſanmm-
lung, ſei es auf einem anderen Grundſtück, in einem Lokal
oder einem Privathaus, baldigſt zuſtande zubringen,
damit die Streiche der Behörden für ſie Schläge in die Luft,
für uns aber Agitationsmittel werden.

Die Verordnung des Regierungspräſidenten zu Merſeburg über
die Anbringung der Bierzapfhähne ungültig?

Auf Grund eines vom Miniſter herausgegebenen Regle-
ments, dis Bierdruckapparate betreffend, ift im Jahre 1909 vom
Regierungspräſidenten in Merſeburg eine Polizeiverordnung
erlaſſen worden, welche unter anderm beſtimmt, daß die Zapf-
hähne bei den Bierdruckapparaten ſo angeordnet ſein müſſen,
daß es den Gäſten möglich ſei, das Einſchänken des Bieres zu
überſehen. Die Polizeiverwaltung zu Schkeuditz erließ nun
auf Grund der Verordnung des Regierungspräſidenten an
Herrn Pagenhardt, den Wirt des Waldkater, eine Verfügung,
worin geſagt wurde: Eine Reviſion habe ergeben, daß die Zapf-
hähne in ſeinem Betriebe zwar an ſich freiſtänden, aber doch
nicht ſo, daß ſie von allen Gäſten überſehen werden könnten.
Sie befänden ſich nämlich in dem Büfettraum, der nicht von
allen Teilen des Betriebes ohne weiteres überſehen
werden könnte. Das entſprecbe nicht der Verordnung. Er werde
aufgefordert, die Einrichtung ſo herzuſtellen, daß ſie der Verord-
nung gerecht werde. Herr P. beſchwerte ſich vergeblich beim
Landrat und beim Regierungspräſidenten. Der Regierungs
präſident führte in ſeinem abweiſenden Beſcheide aus: Das
Lokal habe drei Betriebsſtellen. Zwei Räume und einen Gar-
ten. Für alle drei beſtehe ein gemeinſamer Büfettraum. Dieſer
könne nur von einem Teil des Lokals überſehen werden.

P. klagte darauf beim Oberverwaltungsgericht und machte
geltend, die Verordnung ſei nicht ſo auszulegen, wie es ge-
ſchehen ſei. Es müſſe genügen, wenn es nur jeden möglich ſei,
die Zapfhähne zu ſehen, wenn er es wolle. Das ſei aber der
Fall. Der Gaſt brauche ſich nur nach dem Büfettraum zu be-
geben.

Das Oberverwaltungsgericht gab der Klage ſtatt und ſetzte
die polizeiliche Verfügung außer Kraft: Das
Gericht habe große Bedenken, ob die Verordnung

des Regierungspräſidenten in dem hier in Betracht kommenden
8s 8s überhaupt gültig ſei. Wenn man vielleicht auch
annehmen könnte, daß S 6e des Polizeiverwaltungsgeſetzes als
Stütze in Frage kommen könnte, ſo liege doch die weitere Vor-
ausſetzung des allgemeinen Landrechts, wonach es ſich um die
Abwendung einer bevorſtehenden Gefahr handeln müſſe, kaum
vor. Aber ſelbſt wenn man die Gültigkeit der Beſtimmung an-
nehmen wollte, ſo ſei ſie doch falſch ausgelegt worden. Wenn
es heiße, es müſſe den Gäſten möglich ſein, das Einſchänken
des Bieres zu überwachen, ſo ſei damit nicht gemeint, daß jeder
Gaſt von ſeinem Platze aus das Einſchänken ſolle überſehen
können. Es müſſe den Gäſten nur möglich gemacht werden, das
Einſchänken zu kontrollieren. Das ſei hier aber möglich,
wenn der Gaſt es wolle. Das genüge.

So ſind Polizei, Landrat und Regierungspräſident, drei
königlich preußiſche Behörden, mit ihrer Auslegungsweisheit
wieder einmal abgeblitzt.

Merſeburg. Plakate im Lohnkampf. Da ein großer
Teil der organiſierten Arbeiterſchaft ſich leider noch ſehr wenig
nach der Lokalliſte richtet oder ſich nicht im klaren iſt, welche
Lokale den Arbeitern zu Verſammlungen zur Verfügung ſtehen,
ſo hat die hieſige Parteileitung beſchloſſen, die uns zur Ver-
fügung ſtehenden Lokale durch ein Plakat mit der Bezeichnung
R. A. S. T. erkenntlich zu machen. Die vier Buchſtaben be-
deuten Radfahrer, Arbeiter, Sänger, Turner, und ergeben zu-
ſammen das Wort Raſt. Alſo dort, wo dieſes „Raſt“-Schild
angebracht iſt, dort ſoll der organiſierte Arbeiter Raſt machen.
Es iſt nun Pflicht der Arbeiterſchaft, ſich an dieſe Lokale zu
halten und nicht diejenigen Wirte zu unterſtützen, denen der
Arbeiter nur als Konſument, aber nicht als gleichberechtigter
Staatsbürger willkommen iſt. Unterſtützt als Beſucher unſere
Lokale mehr als bisher, dann wird jeder auf ſeine Koſten kom
men und die Bewegung flotter vorwärts gehen.

Eisleben. Preußiſche Kultur. Die Königlich preu-
Ziſche Eiſenbahn läßt am Bahnhof eine Unterführung bauen,
und hat nichts dagegen, daß die Baufirma Polen zu dieſer Ar
veit heranholt. Jn der vorigen Woche entſtand denn auch ſchon
wegen des Lohnes die übliche Schlägerei, nach der einige Polen
eingeſperrt wurden.

Dem Ortsſchulzen, Fahrſteiger Dietzel, im
benachbarten Biſchrode iſt das Volksblatt, nachdem es ſich
im vorigen Jahr mit ſeiner Perſon etwas kritiſch beſchäftigt
Hat, ſehr verhaßt. Er möchte nun verhindern, daß die Ein-
wohnerſchaft in Zukunft etwas über die von uns an ſeinem
Verhalten zu übende Kritik erfährt, deshalb wünſcht er von
Einwohnern, daß ſie das Volksblatt hinauswerfen. Er wird
mit dieſem Vorgehen ſich wenig nützen. Jm Gegenteil. Wir
werden nach wie vor, wenn es nötig iſt, uns mit ſeiner Tätig-
keit und mit ſeinen eventuellen Prozeſſen beſchäftigen, und die
iWyhnerfcwait wird nun erſt recht unſer Blatt aufmerkſam
eſen.

Ueberfahren und tot. Der neunjährige Knabe
Ramdohr fuhr am Sonnabend mittag aus zum Rübenver-
ziehen beim Rittergutsbeſitzer Müller in Kloſterode. Jn der
Nähe der Krughütte ging eine Klappe des Müllerſchen Wagens
auf. Der Knabe fiel hindurch, wurde vom Hinterrad des
Wagens überfahren und ſtarb bald darauf. Das Schreien der
Schweſter, die den Knaben noch einen Augenblick krampfhaft
feſtgehalten hatte, war überhört worden.

Eisleben. Gebildete unter ſich. Der 24 jährige Dr. meld.
Ludwig Katzenſtein von hier erfuhr im Herbſt v. J. während
einer Ferienreiſe, ein stud. phil. habe über ihn geäußert, er ſei in
ſtudentiſchen Kreiſen „verpönt“. Katzenſtein ſtellte deshalb eines

Tages den Studenten auf der Straße zur Rede. Unter anderen
nannte er ihn einen der Schule kaum entlaſſenen Jungen. Der
Student wandte ſich geringſchätzig von ihm ab, wurde aber von
W. an der Schulter zurückgehalten, den er deshalb einen zudring-
lichen Menſchen nannte. K. verſetzte dem Studenten darauf einen
Stockhieb über den Kopf, ſo daß der Knüppel zerſprang. Der
Student bekam inſolge des Schlages ein früheres Leiden, nervöſe
Kopſſchmerzen wieder. Das hieſige d verurteilte den
ſchlagfertigen Mediziner wegen gefährlicher Körperverletzung zu
150 Mk. Geldſtrafe. Hiergegen legte K. Berufung ein mit der
Begründung, er babe den Studenten nicht ſchlagen, ſondern im
Gegenteil deſſen Schlag durch Vorhalten ſeines Stockes von ſich
abwehren wollen. Er ſei als Student „nie ein Raufbold geweſen,“
ſondern habe ſein Streben vielmehr darauf gerichtet, daß „der

ute Ton“ in ſtudentiſchen Kreiſen ſtets gewahrt bleibe. Uebrigens
ei er zur-Zeit des Renkontres wegen Ueberarbeitung infolge ſeiner

Doktorarbeit nervös gereizt geworden. Die Halleſche Strafkammer
nahm Rückſicht auf dieſe Ueberarbeitung und ermäßigte die Strafe
von 150 auf 30 Mk. Daß K. in Notwehr gehandelt habe, wurde
allerdings nicht angenommen.

Helbra. Gleiches Recht für alle. Ein würdiges Gegen
ſtück zu den geſtern von uns geſchilderten Freiheiten beim Kriegerfeſt,
iſt der Ukas, der dem Einberufer einer öffentlichen Verſammlung
für Siebigerode zuging. Jn Siebigerode ſteht der Arbeiterſchaft
bekanntlich kein Lokal zu Verſammlungen zur Verfügung. Jedoch
hatten ſich die Genoſſen ein Grundſtück beſorgt, das mit einem
Flächeninhalt von 14536 m reichlich groß genug war. Aber die
Genoſſen hatten die Rechnung ohne den Amtsvorſteher gemacht.
Der teilte nämlich dem Einberufer folgendes mit:

Annarode, 16. Juni 1911.
Zur Abhaltung einer öffentlichen Verſammlung im Gehöfte

des Hermann Kolbe zu Siebigerode, verweigere ich die Geneh-
migung, da die dortigen Raumverhältniſſe ungeeignet und
unzulänglich ſind, und bei einem ſtarken Beſuche, die davor
liegende Chauſſee benutzt werden müßte, und hierdurch die
öffentliche Sicherheit gefährdet werden würde.

Der Amtsvorſteher (gez.) Hachenberger.
Dieſer Beſcheid beweiſt wieder, wie die dreimal heilige öffent

liche Sicherheit immer mehr ein ſicheres Mittel wird, unſer
Vereins- und Verſammlungsweſen in Preußen behördlich unſicher
zu machen. Gegen ſolche behördliche Eingriffe muß darum ſofort
auf dem Beſchwerdewege vorgegangen werden.

Schraplau. Die Schraplauer Kalkwerke zahlen dieſes
Jahr ihren Aktionären eine Dividende von 6 Proz. Sie haben
die Erhöhung des Stammkapitals von 600000 M. auf, 800000 M.
beſchloſſen. Die Geſellſchaft beabſichtigt, eine Sodafabrik an-
ulegen.

Durch Not in den Tod getrieben iſt der 64 jährige
Jnvalide frühere Grubenarbeiter Gottlieb Naundorf. Er machte
ſeinem Leben durch Erhängen an der Stubentürklinge ein Ende,
weil Armut und Krankheit ihn verfolgten und auch ſeine Frau
ſchon ſeit längerer Zeit krank iſt.

Eilenburg. Eine Baugenoſſenſchaft der Beamten
iſt hier gegründet worden. Sie findet von den Behörden weit-
gehende Unterſtützung. 15000 Quadratmeter ſtädtiſcher Grund und
Boden ſowie ein weiteres Areal Privatbeſitz ſind geſichert. Der
Genoſſenſchaft ſind von der Eiſenbahndirektion bis zum 15.
Januar n. J. 60000 Mk. zu 4 Prozent einſchließlich 1 Prozent
Amortiſation und von der Arbeiterpenſionskaſſe 30000 Mk. zu
3 Prozent in Ausſicht geſtellt. Als Gegenleiſtung ſind jedoch
von den erbauten Häuſern zwei Fünftel der vorhandenen Woh-
nungen für Eiſenbahnbeamte zur Verfügung zu halten. 163 An
teile zu je 200 Mk. wurden ſchon gezeichnet. Als Vorſitzender
wurde Dr. med. Laaſer, als Vorſitzender des Aufſichtsrates Ober
bahnaſſiſtent Kaſtner gewählt.

Roitzſch. Gemeinderatsſitzung. Am Freitag, den
23. Juni, abends um 29 Uhr, findet im Gaſrhof zur Glocke
eine Gemeindevertreterſitzung ſtatt. Jeder ſteuerzahlender
Einwohner hat Zutritt.

Witteunberg. Gewerbegerichtswahlen in Sicht.
Zeitungsberichten zufolge, ſtehen die Wahlen nahe bevor. Augen-
ſcheinlich glaubt man dem Drängen der beteiligten Kreiſe doch
etwas Rechnung tragen zu müſſen und führt die Vorarbeiten in
einem ſchnellen Tempo. Es iſt Pflicht der Gewerkſchaften, die
Sache im Auge zu behalten, um ſofort auf dem Poſten zu ſein.

Mühlberg. Jn der Kartellſitzung wurden zunächſt die
zurückgeſtellten Berichte der Zimmerer und Fabrikarbeiter ge
geben. Während der Bericht der Zimmerer weſentliche Ver-
änderungen in bezug der Mitgliederzahl (23) nicht enthielt,
ging die Zahl der Mitglieder der Fabrikarbeiter von 110 auf
96 zurück, was auf die Verſchmelzung des Bauarbeiter- und
Maurerverbandes zurückzufuühren iſt. Die hieſige Zahlſtelle
des Fabrikarbeiterverbandes beſteht fünf Jahre. Vom Gen.
Krug wurde eine ausführliche und intereſſante Zuſammen
ſtellung über die Kaſſenverhältniſſe ſeit Beſtehen gegeben. Ein
Antrag aus Bockwitz, ſämtliche Kartelle des Kreiſes ſollten
zwecks Gründung von Bildungsausſchüſſen in Elſterwerda eine
Konferenz abhalten, wurde abgelehnt, da am Orte ein Bil-
dungsausſchuß ſchon beſteht. (Jm Bericht des Kartellſekretärs
iſt zwar angeführt, daß im ganzen Kreiſe kein Bildungsausſchuß
beſtehe. Das iſt ein Jrrtum. Hier beſteht ſchon einige Jahre
ein ſolcher und hat ſeine Aufgaben gut gelöſt. D. B.) Die Wahl
eines weiteren Reviſors machte ſich notwendig gewählt wurde
Eenoſſe R. Lubenow. Von der Broſchüre, die das anläßlich
der Kartellkonferenz in Halberſtadt gehaltene Referat des Gen.
Heinemann enthält, ſollen 100 Exemplare an die Mitglieder
zum Selbſtkoſtenpreis abgegeben werden. Der Vorſitzende gab
bekannt, daß am 20. Auguſt der hieſige Arbeiterturnverein ein
Schauturnen abhält; die Delegierten wurden erſucht, das in
ihren Gewerkſchaften bekanntzugeben. Unentſchuldigt feblien
ein Holzarbeiter und ein Fabrikarbeiter. N.

Dommitzſch. Wo bleibt das landwirtſchaftliche
Kinderſchutzgeſetz? Es iſt allgemein üblich, daß Kinder
zur Landarbeit verwendet werden, aber dabei muß immer ge-
fordert werden, daß die Kinder eine Behandlung erfahren, die
ihrer würdig iſt. Auf dem hieſigen Rittergut Connwende wur-
den Kinder in den Pfinagſtferien von früh 7 bis abends 7 Uhr
zum Rübenverziehen verwendet. Die Kinder werden von einem
Arbeiter, mit Namen Metzner, beaufſichtigt. Bei der gering-
ſten Kleinigkeit benützt dieſer die ordinärſten Ausdrücke und
ſtößt oder ſchlägt die Kinder. Als nun zufälligerweiſe Paſſan-
ten, darunter Sommerfriſchler wieder einmal dieſe unzuläſſige
Behandlung beobachtet hatten, wandten ſie ſich an den Guts-
verwalter, damit er für Abhilfe ſorge. Aber die beſchwerde-
führenden Perſonen wurden von ihm unter Beſchimpfungen
abgewieſen. Dabei will der Herr Verwalter ein ſehr gebilde-
ter Mann ſein. Es wäre notwendig, daß ſich einmal die Poli-
zeiverwaltung darum kümmerte, in welcher Art und Weiſe auf
dem Rittergut die Ausnutzung der ſchwachen Kräfte der Kinder
erfolgt.

Worum ſich die hieſige Behörde kümmert.
Die Vorſitzenden der hieſigen Zahlſtellen des Töpferverbandes
und des Fabrikarbeiter-Verbandes erhielten vor einigen Tagen
vom Bürgermeiſter die Aufforderung, innerhalb 14 Tagen die
Satzungen und ein Verzeichnis der Mitglieder des Vorſtandes
einzureichen. Man ſieht an dieſer Aufforderung, wie wenig
der Bürgermeiſter von dem deutſchen Reichsvereinsgeſetz ver
ſteht. Hätte er ſich den S 3 des Vereinsgeſetzes genau durch-
geleſen, ſo müßte er finden, daß nur ſelbſtändige politiſche Ver-
eine ſolche Angaben machen brauchen. Der Bürgermeiſter hat
nun auch allerdings nur perſönlich, dem Vertrauensmann
des hieſigen Dif des ſozialdemokratiſchen Kreisvereins
die Mitteilung gemacht, daß auch der „Wahlverein“ angemeldet
werden müßte. Da wollen wir dem Herrn Bürgermeiſter ſchon
heute davon unterrichten, daß der Sitz des Wahlvereins in
Mühlberg iſt, und daß er auch dort angemeldet iſt. Mit einem
Vorgehen gegen die aufgeklärte Arbeiterſchaft iſt es alſo dies
mal nichts.

Lauchhammer. Drei Arbeiter ſchwer verungklöckt.
Auf dem Neubau der hieſigen Ueberlandzentrale gab ein zum
e r eines Maſtes an einer eingerammten Eiſenbahnſch.velle
befeſtigtes Tau plötzlich nach. Dem Monteur wurde durch diearicſchlagende Schwelle ein Bein gert und durch einen
erabſtürzenden Kran erhielt der er Ubrech an der Vruſt

und der Bergmann Mattens im Geſicht erhebliche Verletzungen,
über die erſt die ärztliche h in die die Verunglückten
gebracht wurden, näheres ergeben wird.

Nur durch die artige eſeitigung des verhaßten Antreiber
en werden weitere Unfälle an dem Neubau verhütet werden

nnen.

NRllerlei.
Der engliſche „Krönungsrummel“.

Seit Wochen ſchon iſt das ganze loyale England aus dem
Häuschen, ſoll doch in dieſer Woche die feierliche Krönung des
jetzigen Königs vorgenommen werden. Dazu bedarf es natür-
lich aller möglichen Vorbereitungen. So werden ſeit einiger
Zeit Dromedare und Elefanten abgerichtet, damit ſie vor dem
Königspaare einen hoffähigen Kniefall machen können. Bei
Menſchen ſoll die Abrichtung leichter vor ſich gehen. Aber nicht
nur Tiere müſſen proben, ſondern auch das Königspaar ſelbſt
muß ſeine Rolle einſtudieren. Wie dem B. T. aus London ge-
meldet wird, probte der König und die Königin geſtern unter
der Leitung des Herzogs von Norfolk und des Erzhbiſchofs von
Canterbury ihre Rollen in der Krönungsſeier in der Weſt-
minſterabtei. Die Probe dauerte über drei Viertel Stunde. Der
König nahm die verſchiedenen Stellungen ein, die ihm ange-
wieſen wurden, probierte mehrfach die Krone und kniete ver
ſuchsweiſe auf dem Betſtuhle. Hoffentlich klappt am Tage der
Feier die Geſchichte nach Wunſch. Unter den Geſchenken, die
dem König aus Anlaß der Krönung überreicht werden, befinden
ſich u. a. 10 000 der ausgeſuchteſten Havannagzigarren, die einen
Wert von 160 000 Mark haben. Ein anderes originelles Ge-
ſchenk iſt ein Krönungskuchen, der von der Konditorinnung dem
König überreicht wurde. An der Herſtellung des Kuchens, der
1 Meter hoch iſt, wird ſeit drei Monaten gearbeitet. Er iſt alſo
mittlerweile ganz gut altbacken geworden. Natürlich iſt mit
den Feierlichkeiten eine gehörige Schröpfung des neugierigen
Publikums verbunden. So haben die Eintrittspreiſe zur
Krönungsgalavorſtellung in Covent Garden eine geradezu
wahnſinnige Höhe erreicht. Für Logen, die ſonſt 168 Mk. koſten,
ſollen Angebote von 20 000 Mk. abgewieſen worden ſein. Natür-
lich nur, weil die betreffende Agentur hofft, noch höhere Preiſe
zu erzielen. Parkettſitze ſind für 1000 Mk. verkauft worden.

Unwetter in den Alpen.
Die Gewitter der letzten Tage, die in den bayriſchen

Alpen niedergingen, haben ſchwere Verheerungen angerichtet.
Beſonders im Planſeegebiet und im Ummerwald.
Wieſen und Felder ſind vom niedergegangenen Hagel derart
verwüſtet, daß ſie wie „gewalzt“ ausſehen. Der Neuſchnee
in den Bergen reicht jetzt bis in die Täler hinab Auf dem
Schröckenſtein iſt eine Frau erfroren aufgefunden worden.
Viele Perſonen ſind durch Hagel und Blitzſchlag verletzt wor-
den. Auch Ueberſchwemmungen werden gemeldet.
Wenn der Regen anhält, ſtehen weitere Hochwaſſer zu be-
fürchten.

Butareſt, 21. Juni. Jn den letzten Tagen ſind in ganz
Rumänien ſchwere Gewitter, verbunden mit Wolken-
brüchen, niedergegangen, die großen Schaden angerichtet
haben. Stellenweis iſt Neuſchnee gefallen, ebenſo meldet
man aus Sinaja Neuſchnee.

Schreckenstat eines Wahnſinnigen.
Dem Kaufmann Kamien in Siedletz (Schleſien), der be-

reits Vater von ſechs Töchtern iſt, meldete die Hebamme ſcherz-
weiſe, obwohl ein eben angekommenes ſiebentes Kind ein
Knabe war, daß wieder ein Mädchen angekommen ſei. Das
brachte Kamien ſo in Wul, daß er das neugeborene Kind er-
griff, es gegen die Wand warf und Mutter und Hebamme in
roheſter Weiſe mißhandelte. Das Kind iſt tot, die Frauen
ſind ſchwer verletzt. Bei dem rohen Vater, der wohl ſchon ſeit
langem ſich im Anfangsſtadium des Jrrſinns befand,
brach, nachdem er erfahren hatte, daß ſein Jüngſtes ein Sohn
geweſen, der Wahnſinn in wilden Tobfuchtsanfällen aus.

Typhusepidemie.
Jn Schneidemühl wurden infolge einer Typhusepidemie

ſämtliche Schulen, viele Reſtaurants und andere öffent-
liche Gebäude geſchloſſen. Ueber 90 Fälle ſind bisher feſt-
geſtellt. Das ſtädtiſche Krankenhaus iſt ſo überfüllt, daß
die Aufſtellung von Notbaracken nötig iſt.

Kleines Allerlei.
Der europäiſche Rundflug. Der Flieger Pascal

und der Pilot Valentine ſind Dienstag früh 3 Uhr in
Reims aufgeſtiegen, um die Fahrt nach Lüttich fortzuſetzen.
Sämtliche in Reims angekommene Flieger ſind Gäſte des Ge-
meinderats von Lüttich geweſen. Der Gemeinderat von
Brüſſel ſetzte einen Preis von 10 000 Frank für die Flieger aus,
welche in Brüſſel ankommen. Durch Blitzſchlag ſind im
Dorfe Panten bei Lübeck ſiebzehn Hänſer eingeäſchert wor-
den. Ein ſechswöchiges Kind kam in den Flammen um. Jn
Büchen iſt infolge Blitzſchlages der Kirchiurm niedergebrannt.

Schweres. Bauunglück. Jn Loſendorf bei
Marienburg ſtürzte auf einem Neuban ein Gerüſt ein. Sieben
Maurer wurden verletzt, drei davon lebensgefährlich.

e e.Verſammlungsberichte.
Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage nach Statt-finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

Zimmerer, Halle a. S. Mitgliederverſammlung vom 10. Juni
111. Der Vorſitzende gibt bekannt, daß der Kamerad Otto
Wilde- Canena verſtorben iſt. Die Verſammlung ehrt das An-
denken des Kollegen durch Erheben von den Plätzen. Sodann
erllärt der Vorſivende, daß in lehter Zeit die Unternehmer ſich,
wo es ſich um Junggeſellen handelie, wenig um den Tarif ge-
kümmert haben und teilweiſe unter dem im Tarif feſtgelegten
Lohn gezahlt haben. Es wird den anweſenden Junggeſellen
anheimgegeben, alle Beſchwerden über nicht tarifmäßig ge-
zahlten Lohn ſofort dem Vorftand der Zahlſtelle zu melden.
Anweſend waren 20 Junggeſellen. Dieſe gaben einſtimmig
das Verſprechen ab, gegen die Unternehmerwillkür energiſch
Front zu machen, um den tarifmäßigen Lohn hoch zu halten.
Die Unternehmer Eiſenſchmidt, Dönitz, Bode, Kieſche, Herm.
Pfeifer, letzterer Vorſitzender des Arbeitgeberverbandes, ſind
bis jetzt gemeldet, weil ſie gegen den Tarif verſtoßen haben.
Weiter verlieſt der Vorſitzende eine Unkoſtenberechnung für das
zu errichtende Gewerkſchaftshaus. Da aus dieſer nicht zu er-
ſehen iſt, ob die Gewerkſchaften eine Verpflichtung bei der
Finanzierung bhaben, wird nach einer längeren Diskuſſion wegen
der vorgerückten Zeit von einer Abſtimmung abgeſehen. Die
Verſammlung war gut beſucht.

Zum Reichstags Wahlfonds:
Gerbſtedt. Extratour beim Zahlſtellenfeſt der Metallarbeiter7,83 Mk.; Skattiſch 0,70 Mk. ſt feß A. Tünwler

Polſt-Abonnenten!
Um Verzögerungen in der Zuſtellung des Volksblatts zu ver-

meiden, werden die Poſt Abonnenten gebeten, ſchon jetzt ihre
Der Verlag des Volksblattes.Abonnements zu erneuern.
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